Potsdam

Stadtverordnetenversammliung

.\ J’ der

Landeshauptstadt

Niederschrift

82. offentliche Sitzung des Ausschusses fur Stadtentwicklung,

Bauen und Verkehr

Sitzungstermin:
Sitzungsbeginn:
Sitzungsende:
Ort, Raum:

Dienstag, 26.03.2019

18:00 Uhr

22:05 Uhr

Raum 405, Hegelallee, Haus 1

Anwesend sind:

Ausschussvorsitzender

Herr

Ralf Jakel

Ausschussmitglieder

Herr

Herr
Frau
Herr
Frau

Herr

sachkundige Einwohner

Frau

Herr
Herr

Herr

Herr Dr. Wilfried Naumann

Herr
Herr
Herr
Herr

Herr

Michél Berlin
Pete Heuer
Babette Reimers
Lars Eichert
Saskia Huneke

Wolfhard Kirsch

Adelheid Bode

Wolfgang Dau
Dirk Kiihnemann

Jan Kuppert
Bernd Putz

Christian Schirrholz
Wolfgang Schiitt

Alexander Dietmar Wietschel

Rudi Wiggert

Beigeordnete

DIE LINKE

DIE LINKE

SPD

SPD
CDU/ANW
Bindnis 90/Die
Grinen
Burgerbundnis

Beirat fur Menschen
mit Behinderungen
SPD

Bindnis 90/Die
Grinen

DIE aNDERE
Potsdamer
Demokraten

DIE LINKE
CDU/ANW

Beirat fir Menschen
mit Behinderungen
SPD

Sitzungsleitung

(bei der Abstimmung zum TOP 4.14
nicht im Raum)

von 18.05 Uhr

von 18.05 Uhr bis 21.10 Uhr
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Herr Bernd Rubelt

Nicht anwesend sind:
zusétzliches Mitglied

Herr André Tomczak
Frau Dr. Sylke Kaduk

sachkundige Einwohner

.Herr Jorg Geppert
Herr Jan Hanisch

Gaste:
Herr Goetzmann

Herr von Einem
Herr Niehoff
Frau Holtkamp
Herr Becker
Herr Schméah
Herr Schenke
Herr Kimmel

Herr Oberthir
Herr Nicke

Herr Gessner
Herr Strater

Frau Dr. Klockow
Frau Wartenberg
Herr Prof. Brands
Herr Franke

Herr Benesch

Niederschrift
Frau Kropp

Tagesordnung:

Offentlicher Teil

1 Eroffnung der Sitzung

Beigeordneter
Geschéftsbereich 4

DIE aNDERE entschuldigt
AfD nicht entschuldigt

Burgerbundnis-FDP  entschuldigt
DIE LINKE entschuldigt

Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung zu
TOP 4.10, 4.17 und 4.18

Bereich Verkehrsentwicklung zu TOP 4.7, 4.12 und 5.2
Bereich Verkehrsentwicklung zu TOP 4.8, 4.16
Bereich Verbindliche Bauleitplanung zu TOP

Bereich Verkehr und Technik zu TOP 4.11 und 4.12
Bereich Umwelt und Natur zu TOP 4.3

Fachbereich Griin- und Verkehrsflachen zu TOP 4.14
Biro fur integrierte stadtische Planungen und Projekte
zu TOP 4.15

Entwicklungstrager Potsdam GmbH zu TOP 4.18/4.19
Entwicklungstrager Potsdam GmbH zu TOP 4.18, 4.19
Bereich Familie, Freizeit und Sport zu TOP 4.17
Ortsvorsteher GroRR Glienicke zu TOP 4.6
Ortsvorsteherin Neu Fahrland zu TOP 4.17

Rederecht zu TOP 4.17

Rederecht zu TOP 4.17

Rederecht zu TOP 4.1

Rederecht zu TOP 5.2

2 Feststellung der Anwesenheit sowie der ordnungsgeméafien Ladung /
Entscheidung Uber eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift des
offentlichen Teils der Sitzung vom 12.03.2019 / Feststellung der offentlichen

Tagesordnung
3 Vorstellung von Bauvorhaben
4 Uberweisungen aus der Stadtverordnetenversammliung
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4.1

4.2

4.3

4.4

4.5

4.6

4.7

4.8

4.9

4.10

411

Bebauungsplan Nr. 132 "Am Friedhof" (OT Fahrland), Abwagung,
Auslegungsbeschluss und Zustimmung zum Stadtebaulichen Vertrag
Vorlage: 18/SVV/0992

Oberburgermeister, Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung
OBR Fahrland

(Wiedervorlage)

Gewerbebrache im Kirchsteigfeld entwickeln
Vorlage: 19/SVV/0015

Einreicher: Fraktionen SPD, Die LINKE, CDU/ANW
KOUL, HA

(Wiedervorlage)

Offentliche Badestelle an der "Havelwelle"
Vorlage: 19/SVV/0031

Einreicher: Fraktionen SPD, CDU/ANW
(Wiedervorlage)

Prufung der Wirksamkeit der Richtlinie zur sozialgerechten Baulandentwicklung
in der Landeshauptstadt Potsdam (Potsdamer Baulandmodell)

Vorlage: 19/SVV/0041

Fraktion Bundnis 90/Die Griinen

SBV ff, GSI, RPA

(2. Lesung)

Prifung Erweiterung B-Plan Nr.19 im OT GroR3 Glienicke

Vorlage: 19/SVV/0101

Oberbirgermeister, Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung
(Mitteilungsvorlage)

Erweiterung des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 19 (Grol3
Glienicke)

Vorlage: 19/SVV/0150

Einreicher: Fraktionen DIE LINKE, DIE aNDERE, Birgerbtindnis-FDP

Konkretisierung der Studie fir bahnbegleitenden Fu3-/Radweg zwischen
Potsdam-West, Kiewitt und Speicherstadt/ Hauptbahnhof

Vorlage: 19/SVV/0153

Einreicher: Fraktion DIE LINKE

Anderungsantrag Fraktion DIE aNDERE

Car Sharing Angebot
Vorlage: 19/SVV/0156
Einreicher: Fraktion Blindnis 90/Die Griinen

Gerechtes Parken in Drewitz - Senkung der Kosten fur die Anwohnerparkkarte
Vorlage: 19/SVV/0163
Einreicher: Fraktionen SPD und CDU/ANW

Einen dezentralen Wertstoffhof im Potsdamer Norden errichten
Vorlage: 19/SvVv/0164

Einreicher: Fraktion Blindnis 90/Die Griinen

KOUL (ff)

Optimierung der Ful3ganger Lichtsignalanlage an der Potsdamer Stral3e
-Ruckertstral3e-HugstralRe

Vorlage: 19/SVV/0171

Einreicher: Fraktion CDU/ANW

KOUL (ff)
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412

4.13

414

4.15

4.16

4.17

4.18

4.19

4.20

5.1

5.2

Optimierung Ful3ganger-Lichtsignalanlage Drewitzer Strafe - Friedrich-Wolf-

Stralle

Vorlage: 19/SVV/0172
Einreicher: Fraktion CDU/ANW
KOUL (ff)

Sicherheitsabstand fiir Radfahrer/innen
Vorlage: 19/SVV/0186
Einreicher: Fraktion DIE aNDERE

StralRensanierungskonzept 2030
Vorlage: 19/SVV/0190
Einreicher: Fraktion AfD

SBV (ff), FA

Schulstandort Waldstadt-Std
Vorlage: 19/SVV/0193
Einreicher: Fraktion DIE LINKE
Aa Fraktion AfD

SBV (ff), B/Sp., KOUL

Verkehrsfihrung Geschwister-Scholl-Str.
Vorlage: 19/SVV/0199
Einreicher: Fraktion CDU/ANW

Ruderclub Vineta

Vorlage: 19/SVV/0201

Einreicher: Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
SBV (ff), B/Sp., OBR Neu Fahrland

Entwicklungsmal3nahme Krampnitz: Beschluss der Masterplanung Krampnitz

Vorlage: 19/SVV/0205

Einreicher: Oberblurgermeister, Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung

HA, OBR Fahrland und Neu Fahrland

BE zur sozialen Infrastruktur Krampnitz
(gem. Beschluss zur DS 18/SVV/0702)
Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung

Ferienwohnungen begrenzen

Vorlage: 19/SVV/0107

Einreicher: Oberburgermeister, Fachbereich Soziales und Gesundheit
(Mitteilungsvorlage)

Mitteilungen der Verwaltung

BE zum Prufergebnis: Kiezbad fir den Norden (gemafR Beschluss
18/SVV/0534)
Geschéftsbereich Jugend, Bildung, Kultur und Sport

Vorstellung Radverkehrsmaflinahmen 2019
Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung

Sonstiges

Niederschrift:
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Offentlicher Teil

zul

Zu 2

Zu 3

Erdffnung der Sitzung

Der Ausschussvorsitzende, Herr Jéakel, ertffnet die Sitzung.

Feststellung der Anwesenheit sowie der ordnungsgemafen Ladung /
Entscheidung Uber eventuelle Einwendungen gegen die Niederschrift des
offentlichen Teils der Sitzung vom 12.03.2019 / Feststellung der 6ffentlichen
Tagesordnung

Der Ausschussvorsitzende begrifdt die Anwesenden, stellt die ordnungsgemalie
Ladung sowie die Beschlussfahigkeit mit 7 von 7 stimmberechtigten Mitgliedern
fest.

Zur Niederschrift der Sitzung des Ausschusses fir Stadtentwicklung, Bauen und
Verkehr vom 12.03.2019 erfolgen keine Hinweise. Die Niederschrift wird mit 2
Enthaltungen bestatigt.

Antrage auf Rederecht wurden zu folgenden Tagesordnungspunkten gestellt:

- ZuUTOP 4.1 von Herrn Franke im Auftrag der Investorin
- ZuTOP 4.17 von Frau Wartenberg und Herrn Prof. Brands
- Zu TOP 5.2 von Herrn Benesch ,MediaTrike Lastenrad Projekt"

Zur Tagesordnung liegen folgende Wiinsche vor:
- Vertagung des TOP’s 4.9 auf die Sitzung am 30.4.19, um eine
gemeinsame Behandlung mit dem Verkehrsaudit zu ermdéglichen. Hier

wird an die Ausfihrungen in der vergangenen Sitzung erinnert.

Der Antragsteller stimmt einer Verschiebung auf die nachste Sitzung
(9.4.2019) zu.

- Gemeinsame Behandlung der Berichterstattung TOP 5.2 mit dem Antrag
TOP 4.7.

Die geadnderte Tagesordnung wird einstimmig bestatigt.

Frau Bode informiert, dass der Beirat fur Menschen mit Behinderung im April in
das Haus 1 umziehen wird und bittet die Ausschussmitglieder die ausgereichte
Tischvorlage zur Kenntnis zu nehmen.

Vorstellung von Bauvorhaben

Der Ausschussvorsitzende informiert, dass die Vorstellung der Bauvorhaben
erfolgt ist und keine Ruckfragen offen sind.
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zu 4

zu 4.1

Ergénzend bittet der Ausschussvorsitzende um einen Sachstand zum RAW-
Bauvorhaben, insbesondere aufgrund der Pressemeldungen zu Veranderungen.

Herr Rubelt informiert, dass am 8. Aprii 2019 eine Offentliche
Informationsveranstaltung im Freiland Potsdam durchgefiihrt wird. Er bestétigt,
dass vom Vorhabentrager Anderungen am urspringlichen Vorhaben angezeigt
worden sind. Jedoch liegen der Verwaltung im Moment noch keine
ausreichenden Informationen vor, zu denen heute informiert werden kénne. Der
Vorhabentrager ist fur die angefiihrte Veranstaltung um die entsprechende
Aufbereitung gebeten worden.

Der Ausschussvorsitzende bittet in der nachsten Sitzung am 9.4.2019 zu
informieren.

Uberweisungen aus der Stadtverordnetenversammlung

Bebauungsplan Nr. 132 "Am Friedhof" (OT Fahrland), Abwagung,
Auslegungsbeschluss und Zustimmung zum Stadtebaulichen Vertrag
Vorlage: 18/SVV/0992

Oberbirgermeister, Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung

OBR Fahrland

(Wiedervorlage)

Herr Franke nimmt vertretend fiir die Vorhabentragerin das Rederecht wahr und
fihrt zum Vorhaben aus, welches auch die Schaffung eines sicheren Schulweges
vorsieht. Dies sei als provisorische Malinahme bis zum Jahresende maoglich. Far
den Fall, dass die Planreife bis Juni/Juli 2019 erreicht wird, wiirde der
Vorhabentrager zusichern bis Jahresende den Schulweg, einschliellich der
Beleuchtung, herzustellen und zeitnah mit den ErschlieBungsmaflinahmen zu
beginnen. Er bittet die Ausschussmitglieder der 3. Auslegung des Planverfahrens
zuzustimmen.

Frau Holtkamp (Bereich Verbindliche Bauleitplanung) bringt die Vorlage ein und
informiert Uber den Verfahrensablauf. Ziel der Planungen fiir das Wohngebiet
,Am Friedhof* ist die Starkung der bereits vorhandenen Wohnfunktion mit der
Entwicklung eines Wohngebietes, das Einzel-, Doppel- und Reihenh&user
vorsieht und sich somit in die dorflichen Strukturen des Ortsbildes einfligt. Durch
die Anordnung der Wohngebaude und die Festsetzungen des Bebauungsplans
soll ein schonender Ubergang in die angrenzenden Landschaftsraume ermoglicht
werden. Ein  weiteres  wesentliches Planungsziel im Zuge des
Bebauungsplanverfahrens ist die Errichtung eines Geh- und Radweges, um eine
sichere Wegeverbindung zur Regenbogenschule gewahrleisten zu kdnnen. Der
Erwerb der Flache durch die Stadt und die Herstellung des Schulweges, welcher
als Rad- und FufRweg ausgewiesen werden soll, wurde bereits in einem
schlussabgestimmten Vertrag mit dem Investor des Bebauungsplanverfahrens
gesichert. Die Stadtverordnetenversammlung hatte in ihrer Sitzung im April 2018
den Auslegungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 132 ,Am Friedhof*
beschlossen. Zugleich wurde dem stadtebaulichen Vertrag zur Umsetzung der
Planung zugestimmt, unter dem Vorbehalt, dass aus der
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Offentlichkeitsbeteiligung kein Anderungsbedarf resultiert. Nach Auswertung der
wahrend der 1. Auslegung vom 7. Mai bis 8. Juni 2018 eingegangenen
Stellungnahmen von der Offentlichkeit und den Behérden wurde der Entwurf des
Bebauungsplans in Teilen gedndert und es wurde vom 7. bis 24. September 2018
eine 2. (eingeschrankte) Offentlichkeits- und Behordenbeteiligung durchgefiihrt.
Im Ergebnis der Abwagung der dabei vorgebrachten Stellungnahmen der
Offentlichkeit und Behorden ist der Entwurf des Bebauungsplans ein weiteres Mal
geandert worden und daher wiederholt offentlich auszulegen. Zugleich missen
die Inhalte des stadtebaulichen Vertrags an die gednderten Planungsinhalte
angepasst werden.

Anhand einer Prasentation geht Frau Holtkamp naher darauf ein. Dies betrifft die
Erweiterung der Verkehrsflache, sodass eine Friedhofseinfahrt gesichert wird
sowie die damit im Zusammenhang erforderliche Verlagerung des bisher dort
befindlichen ruhenden Verkehrs auf einer gstlich angrenzenden Flache. Ebenfalls
angepasst wurden die grunordnerischen Festsetzungen sowie klarstellende
Formulierungen in den bauordnungsrechtlichen Festsetzungen erganzt. Aus dem
Anderungsbedarf dieser Inhalte resultieren auch inhaltliche Anpassungen des
Stadtebaulichen Vertrages, welcher der Vorlage als Anlage beigefiigt ist.

Zur Nachfrage von Herrn Kirsch bzgl. der Anwendung des Potsdamer
Baulandmodells verweist Frau Holtkamp auf den 8 10 des Stadtebaulichen
Vertrages, wonach die Kostenbeteiligung fir die Herstellung von sozialer
Infrastruktur auf der Grundlage der im Januar 2013 in Kraft getretenen Richtlinie
zur Kostenbeteiligung bei der Baulandentwicklung angewandt wird.

Frau Holtkamp erganzt, dass die Vorlage im Ortsbeirat Fahrland ausfihrlich
diskutiert und im Ergebnis mit 2/3/1 abgelehnt worden ist. Gleichwohl habe der
Ortsbeirat die zeitnahe Herstellung des Schulweges gefordert, obwohl dies ohne
den Bebauungsplan nicht moglich ist. Frau Holtkamp erganzt auf Nachfrage,
dass im Rahmen der Diskussionen im Februar und Marz Fragen gestellt und
beantwortet worden sind, jedoch kein Grund fir die Ablehnung geauf3ert wurde.

Der Ausschussvorsitzende stellt die Vorlage zur Abstimmung:

Der Ausschuss fir Stadtentwicklung, Bauen und Verkehr empfiehlt der
Stadtverordnetenversammlung wie folgt zu beschlief3en:

1. Im Rahmen der Abwagung nach 8 1 Abs. 7 BauGB wird Uber die
Stellungnahmen der Offentlichkeit sowie der Behorden und sonstigen Trager
offentlicher Belange zum Bebauungsplan Nr. 132 "Am Friedhof" (OT Fahrland)
entschieden (gemaf Anlagen 3A, 3B, 4A und 4B).

2. Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 132 "Am Friedhof" (OT Fahrland) ist
nach 8 4a Abs. 3 BauGB (erneut) 6ffentlich auszulegen (siehe Anlagen 7 und 8).

3. Dem Stadtebaulichen Vertrag zum Bebauungsplan wird erneut zugestimmt,
soweit aus der erneuten Offentlichkeitsbeteiligung kein Anderungsbedarf mehr
resultiert (siehe Anlage 9).

Abstimmungsergebnis:
einstimmig angenommen.
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zu 4.2

Gewerbebrache im Kirchsteigfeld entwickeln
Vorlage: 19/SVV/0015

Einreicher: Fraktionen SPD, Die LINKE, CDU/ANW
KOUL, HA

(Wiedervorlage)

Herr Heuer erinnert an die gefuhrten Diskussionen, in deren Ergebnis folgende
neue Fassung der Fral_gtionen SPD, LINKE und CDU/ANW erarbeitet worden ist,
die auch Inhalte des Anderungsantrages der Fraktion Bundnis 90/Die Grinen
aufgreift.

.Der Oberbirgermeister wird aufgefordert, den Bebauungsplan Nr. 18
.Kirchsteigfeld“ inhaltlich mit dem Ziel zu Uberarbeiten, dass auf Teilflachen zur
Seite der Ricarda-Huch-Str. Wohnnutzungen (nach Mdglichkeit auch in
Kombination mit gewerblichen und dienstleistungsorientierten Nutzungen in den
Erdgeschosszonen), Einrichtungen fir soziale Nutzungen und personennahe
Dienstleistungen (z. B. Altenwohnen, Pflegeeinrichtungen, Kita, etc.) und auf
Teilflaichen zur Seite der BAB 115 biroorientierte gewerbliche Nutzungen
entstehen kdnnen.

Dabei soll die Integration der bereits ortsansassigen Betriebe in das
stadtebauliche Konzept oder deren stadtgebietsinterne Verlagerung durch die
Projektentwickler gewahrleistet werden.

Es soll geprift werden, wie viel der bisher geplanten Bruttogeschossflache auf
den Baufeldern entlang der Autobahn 115 fur die Ansiedlung von Gewerbe im
Verhaltnis zur Wohnbebauung realisiert werden kann.

Weiterhin soll geprift werden, welche planungsrechtlichen Vorgaben und
vertraglichen Verpflichtungen getroffen werden missen, um sicherzustellen, dass
vor der Erteilung von Baugenehmigungen die zusatzliche VerkehrserschlieRung
durch die Projektentwickler realisiert ist. Die verkehrliche Erschlie3ung ist unter
groRtmoglichem Erhalt des stidlich angrenzenden Waldstiickes zu planen.

Eine Realisierung der Wohnbaurechte ohne vorherige oder wenigstens
gleichzeitige Realisierung der Gewerbebaurechte soll dabei ausgeschlossen sein.

Auf den Wohnbauflachen sind gemalf Potsdamer Baulandmodell mietpreis- und
belegungsgebundener Wohnraum herzustellen sowie die Kostenbeteiligung an
den neu verursachten Platzbedarfen in Krippe, Kita, Hort und Grundschulen zu
leisten.

Die hier formulierten Vorgaben konkretisieren die Planungsziele der
Bebauungsplananderung und bilden gleichzeitig die Rahmenbedingungen fiir den
im Zuge der Vorbereitenden Untersuchungen (vgl. Beschluss 14/SVV/0807) mit
den Eigentimern zu verhandelnden Stadtebaulichen Vertrag. In diesem Vertrag
sind die Verpflichtungen der Vertragspartner zur Abwendung des besonderen
Stadtebaurechts, im Bezug der verkehrlichen Erschlielung und im Rahmen des
Potsdamer Baulandmodells zu fixieren. Dies soll nicht vor der beabsichtigten
Novellierung der Baulandrichtlinie erfolgen.*

Herr Jakel Gbermittelt die Bitte von Herrn Dr. Scharfenberg, im 3. Absatz anstelle
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der Worte wie viel der bisher geplanten Bruttogeschossflache ... die Worte wie
die bisher geplante Bruttogeschossflache....einzusetzen.

Frau Hineke kann sich den Proufauftragen anschlieBen, wirde jedoch eine
Zeitvorgabe begrifien.

Herr Heuer und Herr Eichert bitten bei der ausgereichten Formulierung zu
bleiben.

Herr Goetzmann (Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung) auf3ert zur
Frage der zeitlichen Perspektive, dass eine vertragliche Fixierung nicht vor der
Verabschiedung des Baulandmodells erfolgen soll. Dies wird nicht vor dem
Herbst abgeschlossen sein. Im Moment wird davon ausgegangen, dass die
Novelle zum Potsdamer Baulandmodell im November vorgelegt werden kann, so
dass zeitlgeich auch die Prifergebnisse zu diesem Antrag vorgelegt werden
konnten.

Der Ausschussvorsitzende stellt die neue Fassung zur Abstimmung:

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung, Bauen und Verkehr empfiehlt der
Stadtverordnetenversammlung wie folgt zu beschlief3en:

Der Oberblurgermeister wird aufgefordert, den Bebauungsplan Nr. 18
»Kirchsteigfeld“ inhaltlich mit dem Ziel zu iiberarbeiten, dass auf
Teilflachen zur Seite der Ricarda-Huch-Str. Wohnnutzungen (nach
Mdglichkeit auch in Kombination mit gewerblichen und
dienstleistungsorientierten  Nutzungen in den Erdgeschosszonen),
Einrichtungen fur soziale Nutzungen und personennahe Dienstleistungen
(z. B. Altenwohnen, Pflegeeinrichtungen, Kita, etc.) und auf Teilflachen zur
Seite der BAB 115 bulroorientierte gewerbliche Nutzungen entstehen
kdénnen.

Dabei soll die Integration der bereits ortsansassigen Betriebe in das
stadtebauliche Konzept oder deren stadtgebietsinterne Verlagerung durch
die Projektentwickler gewahrleistet werden.

Es soll geprift werden, wie viel der bisher geplanten Bruttogeschossflache
auf den Baufeldern entlang der Autobahn 115 fir die Ansiedlung von
Gewerbe im Verhaltnis zur Wohnbebauung realisiert werden kann.

Weiterhin soll gepriuft werden, welche planungsrechtlichen Vorgaben und
vertraglichen Verpflichtungen getroffen  werden mussen, um
sicherzustellen, dass vor der Erteilung von Baugenehmigungen die
zusatzliche VerkehrserschlieBung durch die Projektentwickler realisiert ist.
Die verkehrliche ErschlieBung ist unter grotméglichem Erhalt des sudlich
angrenzenden Waldstiickes zu planen.

Eine Realisierung der Wohnbaurechte ohne vorherige oder wenigstens
gleichzeitige Realisierung der Gewerbebaurechte soll dabei
ausgeschlossen sein.
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zu 4.3

Auf den Wohnbauflachen sind gemalR Potsdamer Baulandmodell mietpreis-
und belegungsgebundener Wohnraum  herzustellen sowie die
Kostenbeteiligung an den neu verursachten Platzbedarfen in Krippe, Kita,
Hort und Grundschulen zu leisten.

Die hier formulierten Vorgaben konkretisieren die Planungsziele der
Bebauungsplananderung und bilden gleichzeitig die Rahmenbedingungen
far den im Zuge der Vorbereitenden Untersuchungen (vgl. Beschluss
14/SvV/0807) mit den Eigentimern zu verhandelnden Stadtebaulichen
Vertrag. In diesem Vertrag sind die Verpflichtungen der Vertragspartner zur
Abwendung des besonderen Stadtebaurechts, im Bezug der verkehrlichen
ErschlieBung und im Rahmen des Potsdamer Baulandmodells zu fixieren.
Dies soll nicht vor der beabsichtigten Novellierung der Baulandrichtlinie
erfolgen.“

Abstimmungsergebnis:
einstimmig angenommen.

Offentliche Badestelle an der "Havelwelle"
Vorlage: 19/SVvV/0031

Einreicher: Fraktionen SPD, CDU/ANW
(Wiedervorlage)

Frau Reimers bittet die Verwaltung nochmals um Information.

Herr Schméh (Bereich Umwelt und Natur) erinnert, dass die Verwaltung gebeten
worden ist zu prifen, ob das Vorhaben den Festlegungen des Vorhaben- und
ErschlieBungsplanes Nr. 16 ,Zeppelinstrale/Kastanienallee“ entspricht. Dazu
fuhrt Herr Schméah aus, dass der alte Durchfuhrungsvertrag aus dem Jahr 2002
und auch der Anderungsvertrag zum Durchfiihrungsvertrag (zur 1. Anderung des
VBP 16, Teilbereich Allgemeines Wohngebiet) nichts zu einer Steganlage regelt,
da diese auRRerhalb des Vertragsgebietes in einer Bundeswasserstralie liegt.
Anhand einer Lageplanskizze geht Herr Schmé&h nochmals auf den
Geltungsbereich zu den Baukdérpern der Havelwelle ein. Der Steg hat eine Lange
von 55 m und wird barrierefrei 6ffentlich zugénglich sein. Die Skizze wird der
Niederschrift als Anlage beigeflgt.

Frau Hineke teilt fir die Fraktion Blndnis 90/Die Griinen mit, dass die bauliche
Auspragung des Steges fur nicht fassbar gehalten wird.

Herr Eichert bringt folgenden Antrag als Neufassung ein und begrindet ihn.
»Der Oberbirgermeister wird beauftragt zu priifen ob sich eine 6ffentliche
Badestelle im Bereich Potsdam-West entweder auf Héhe des ,,Seekrugs*
einrichten lasst oder die Anlage eines Flussschwimmbades analog zur
privaten Steganlage an der ,Havelwelle* machbar ist.*

Herr Heuer spricht sich unter Verweis auf das Ergebnis aus der Stadtteilinitiative
Potsdam-West fur die Schaffung einer ¢ffentlichen Badestelle am Seekrug aus.
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zu 4.4

zu 4.5

Zu 4.6

Herr Kirsch empfiehlt den Antrag 19/SVV/0031 zurtickzuziehen und ggf. einen
neuen Antrag zu stellen, da die vorgeschlagene Neufassung nichts mit dem
urspriinglichen Antrag zu tun habe.

Herr Jakel wurde sich gern in seiner Fraktion verstandigen und bittet den Antrag
zurlickzustellen oder ggf. einen neuen Antrag einzureichen.

Herr Eichert kann sich der Anregung von Herrn Kirsch nicht anschlie3en, da die
Intention des Antrages auf eine offentliche Nutzbarkeit der Badestelle in
Potsdam-West ausgerichtet ist und hier nur die Prifung an anderer Stelle
vorgenommen werden soll.

Der Antrag wird bis zur Sitzung am 9.4.2019 zuriickgestellt.

Prifung der Wirksamkeit der Richtlinie zur sozialgerechten
Baulandentwicklung in der Landeshauptstadt Potsdam (Potsdamer
Baulandmodell)

Vorlage: 19/SVvV/0041

Fraktion Bundnis 90/Die Griinen

SBV ff, GSI, RPA

(2. Lesung)

Frau Hiineke bestatigt, dass nach den gegenwartigen Erkenntnissen, die Fragen
beantwortet sind. Gleichwohl hélt sie die Ergebnisse nicht fur befriedigend.

Frau Hineke erklart den Antrag als durch Verwaltungshandeln erledigt.

Prifung Erweiterung B-Plan Nr.19 im OT Grol3 Glienicke
Vorlage: 19/SVV/0101

Oberbirgermeister, Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung
(Mitteilungsvorlage)

Siehe TOP 4.7.

Erweiterung des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 19 (Grol3
Glienicke)

Vorlage: 19/SvV/0150

Einreicher: Fraktionen DIE LINKE, DIE aNDERE, Birgerbtindnis-FDP

Herr Kirsch bringt den Antrag ein.

Frau Holtkamp (Bereich Verbindliche Bauleitplanung) geht nochmals auf den
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urspriinglichen Auftrag mit Beschluss 18/SVV/0590 ein. Darin wurde der
OberblUrgermeister beauftragt alle Mdoglichkeiten zu prifen, wie der
Kinderbauernhof in Grof3 Glienicke Ubergangslos fortgeflihrt werden kénne. Die
Ergebnisse liegen den Ausschussmitgliedern mit der Mitteilungsvorlage
19/SVvV/0101 (siehe TOP 4.7) vor.

Argumente gegen die Einbeziehung der Flachen sind:

- die fragliche Vereinbarkeit mit den Zielen der Landes- und
Regionalplanung

- die Lage im Landschaftsschutzgebiet

- der Landschaftsplan stellt im Bereich des Grundstiicks als Ziel den Schutz
und die Pflege hochwertiger Biotopflachen und —strukturen dar

- die Darstellung im Flachennutzungsplan als Waldflache
- die ungunstige Anbindung zum Siedlungsgebiet

- die Verzégerungen fir die Sportstandorte im Bebauungsplan Nr. 19

mogliche Alternativen auf angrenzender Flache (BP 19)

Anhand einer Prasentation geht Frau Holtkamp auf die betrachteten
Alternativstandorte ein. Der Vorzugsstandort der Verwaltung ist dabei nach dem
bisherigen Stand der Prufungen der Standort im Bebauungsplan Nr. 19
~-Ehemaliger Schielplatz®.

Herr Kirsch merkt an, dass ein Wald nur als Wald bezeichnet werden konne,
wenn dort Baume stehen. Dies sei jedoch an dieser Stelle nicht der Fall.

Herr Eichert halt den Wunsch fir bedenklich, in diesem Fall eine Legalisierung
der Bauten im Landschaftsschutzgebiet vornehmen zu wollen und regt eher die
Umwandlung in eine privilegierte landwirtschaftliche Nutzung an bzw. alternativ
weitere Standorte au3erhalb des LSG zu prifen. Einen nicht legalen Zustand zu
legalisieren, konnte einen Prazedenzfall fur andere Féalle setzen.

Herr Heuer spricht sich fur die Erweiterung des Bebauungsplangebietes aus. Im
Landschaftsschutzgebiet ist eine ordnungsgemale Landwirtschaft moéglich. Diese
sollte auf eine landwirtschaftliche Nutzung und den Kinderbauernhof beschrankt
sein. Eine Ausweitung zur Nutzung fir Wohnen und Gewerbe sei nicht
gewilnscht.

Herr Jakel kann der Argumentation der Verwaltung bzgl. des Waldes im FNP
nicht folgen, da es an dieser Stelle bereits lange keinen Wald gegeben habe und
schliel3t sich seinem Vorredner an. Hier misse eine Formulierung gefunden
werden, die unter Beachtung der rechtlichen Grundlagen eine Ldsung fur den
Kinderbauernhof der KITA und den damit unmittelbar verbundenen Einrichtungen
schafft. Eine Diskussion zu Alternativstandorten halte er nicht fir zielfihrend.
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Frau Hluneke spricht sich fur eine zurtickhaltende Formulierung aus. Sie bestatigt,
dass es an dieser Stelle keinen Wald gebe und verweist auf die Kdrnigkeit im
Flachennutzungsplan mit einer GréBe von 2 ha. Das Landschaftsschutzgebiet
habe einen Schutzstatus. Der Zustand durfe nicht verschlechtert werden. An
dieser Stelle bestehe fur die KITA-Nutzung jedoch breites soziales Interesse.

Herr Berlin spricht ebenfalls das 6ffentliche Interesse fiir ein soziales Projekt an.
Standortveranderungen waren mit Kosten verbunden, die der Betreiber nicht
stemmen konne. Von daher sollte die Uberlegung maglich sein, die Legalisierung
zu Uberprifen.

Herr Rubelt stellt den Antrag folgende Umformulierung vorzunehmen:

,Der Oberblrgermeister wird beauftragt zu prifen, ob und in welchem Umfang
die bisher nicht genehmigten und genehmigungsféahigen Nutzungen der
Angebote des Kinderbauernhofs GroR Glienicke in Ubereinstimmung mit den
Schutzzielen des Landschaftsschutzgebietes genehmigungsfahig waren.*

Herr Rubelt betont, dass es sich lediglich bei dem Kinderbauernhof um eine
stadtische Nutzung handelt. Nur eine landwirtschaftliche Nutzung sei privilegiert.
Der Flachennutzungsplan ist kein Bestandsplan, sondern formuliert die stadtische
Absicht dort Wald zu entwickeln. Mit dem vorgeschlagenen Prifauftrag gebe es
die Mdglichkeit, tatséchlich einen Umgang mit der Situation vor Ort fir die KITA-
Nutzung zu finden. Der gegenwartige Zustand ist materiell und formell
rechtswidrig, man befinde sich jedoch in einem Dialog.

Herr Strater (Ortsbeirat Grof3 Glienicke) berichtet, dass der Ortsbeirat zu dem
Antrag Stellung genommen habe, ihm jedoch nicht in der vorliegenden Form
gefolgt sei. Das Votum aus dem Ortsbeirat liegt zur Sitzung nicht vor. Er kdnne
sich auch dem Prifauftrag der Verwaltung anschlieRen.

Im Nachgang der Sitzung wurde das nachfolgende Votum aus dem OBR Grof3
Glienicke Ubermittelt:
,0er OBR Grof} Glienicke hat gedndert/erganzt mit 4/3/0 beschlossen:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschliel3en:

Der Geltungsbereich des B-Planes der Landeshauptstadt Potsdam Nr. GG19
~-Ehemaliger Schielplatz® in Grof3 Glienicke, Gemarkung 123/27, Flur 1 wird um
die Flursticke 128, 121, 115, 116 und 111 erweitert.

Fur die Flurstiicke 115, 116 und 111 soll ei
ala O -, N\ O a A

AL

werden-:

die Nutzung sell den als Betrieb eines Kinderbauernhofes, einer
therapeutischen Einrichtung, eines Reiterhofes, einer padagogischen Werkstatt
sowie von Seminarrdumen und einer Betriebswohnung umfassen.

Die ErschlieBung des Gelandes ist bereits gesichert. Die wegemalRige
ErschlieBung erfolgt Uber die StraBe Am Eichengrund, die in das
StralR3enverzeichnis aufgenommen ist.

Niederschrift der 82. dffentlichen Sitzung des Ausschusses fir Stadtentwicklung, Bauen und Verkehr vom 26.03.2019
Seite: 13/26



zu 5.2

Des Weiteren soll ein stadtebaulicher Vertrag, der eine langfristige Nutzung
als Kinderbauernhof sichert, abgeschlossen werden.”

Frau Hineke stellt den Geschéftsordnungsantrag auf Zurlickstellung, um den
Vorschlag des Ortsbeirates und den Textvorschlag von Herrn Rubelt, der
zielfihrend erscheint, beurteilen zu kénnen. Der Antrag sollte in der kommenden
Sitzung erneut aufgerufen werden.

Herr Kirsch spricht fir den Geschéftsordnungsantrag.

Dagegen spricht niemand.

Herr Heuer verweist auf den Text der Landschaftsschutzgebiets-Verordnung
wonach ordnungsgemale landwirtschaftliche Bodennutzungen zul&ssig seien.

Der  Ausschussvorsitzende  stellt den  Geschéftsordnungsantrag  auf
Zurlckstellung zur Abstimmunag:

Der Ausschuss fiir Stadtentwicklung, Bauen und Verkehr stellt den Antrag
einstimmig bis zur Sitzung 9.4.2019 zurlick.

Vorstellung RadverkehrsmalRhahmen 2019
Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung

Die Tagesordnungspunkte 5.2 und 4.7 werden gemeinsam behandelt.

Herr von Einem (Bereich Verkehrsentwicklung, Radverkehrsbeauftragter) stellt
anhand einer Préasentation (wird der Niederschrift als Anlage beigefligt) die
RadverkehrsmalRBhahmen 2019 vor.

Herr Benesch (MediaTrike Lastenrad) nimmt das Rederecht wahr und informiert
zum Thema Lastenrad als Idee zur dkologischen Mobilitat. Seine Kontaktdaten
fir Nachfragen wird er zur Weiterleitung an die Ausschussmitglieder der
Ausschussbetreuerin Gbermitteln.

Herr Kuppert bittet um Information zur Zahl der Radmessstellen und erkundigt
sich nach der finanziellen Unterdeckung.

Herr Eichert spricht den Ubergang nach Werder an. Dieser sei sehr teuer und
wirde nur von wenigen genutzt. Hingegen gibt es in der Innenstadt hohe Bedarfe
sowie zum Anschluss der Stadtteile an die Innenstadt.

Herr Rubelt bestétigt, dass Losungen fur mehrere Verbindungen erforderlich sind.
So jedoch auch zu den Ortsteilen und zu den Nachbargemeinden, hier
insbesondere hinsichtlich der Aktivierung der Pendlerverflechtung.

Herr von Einem erinnert, dass die Bricke nach Werder von der
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zu 4.7

Stadtverordnetenversammlung als Prioritat 1 festgelegt worden ist und auch von
der Offentlichkeit begrifdt wird.

Weiter in TOP 4.7.

Konkretisierung der Studie fir bahnbegleitenden Ful3-/Radweg zwischen
Potsdam-West, Kiewitt und Speicherstadt/ Hauptbahnhof

Vorlage: 19/SVV/0153

Einreicher: Fraktion DIE LINKE

Anderungsantrag Fraktion DIE aNDERE

Herr Jakel bringt den Antrag ein und begriindet ihn.

Herr Kuppert stellt fir die Fraktion DIE aNDERE die folgende neue Fassung des
Anderungsantrages 19/SVV/0153 vor:

,Der Oberbirgermeister wird beauftragt, die zwei mdglichen Radverbindungen
zwischen Potsdam-West und Hauptbahnhof aufzuzeigen und die Machbarkeit zu
prufen. Dabei sollen die Varianten Uber Hermannswerder und der Speicherstadt
sowie entlang des Bahndamms gegenlber gestellt und Vor- und Nachteile
ermittelt werden.

Zudem ist die Grine Welle fir Radfahrer auf der Breiten StralRe und im
Bahnhofsumfeld gemaf Beschluss DS 17/SVV/0020 zu prifen.*

Herr Eichert bittet den Potsdamer Siiden nicht zu vergessen und bittet den Antrag
zuriickzustellen und mit der nachsten Radverkehrsplanung wieder aufzurufen.

Herr Heuer hat die Erwartungshaltung an die Verwaltung, die Konzeptideen
einzuordnen und in Form einer Priorisierung darzustellen, was in der Abfolge
maoglich ware.

Herr von Einem erinnert, dass der Stadtverordnetenversammlung im Jahr 2015
eine Machbarkeitsstudie zu Radschnellverbindungen vorgelegt worden ist, die
auch die gewlnschte Trasse bahnbegleitend zwischen Potsdam West und dem
Hauptbahnhof umfasst. Die MalRnahme ist jedoch im Radverkehrskonzept der
Landeshauptstadt Potsdam nicht unter die prioritdr zu errichtenden
Radverkehrsanlagen gekommen. Daher kdnne erst mit der Fortschreibung des
Radverkehrskonzepts ab dem Jahr 2025ff. eine erneute Prifung und
weiterfihrende Planung dieser Verbindung erfolgen. Die in den kommenden
Jahren zur Verfigung stehenden Finanz- und Personalkapazitdten sind an die
Umsetzung der im Radverkehrskonzept 2017 beschlossenen MalRnahmen
gebunden. Anderslautende Beschliisse hatten zur Folge, dass andere im
Radverkehrskonzept Potsdam beschlossene MafRRnahmen zeitlich verschoben
werden missten.

Frau Reimers stellt fest, dass dies bereits Gegenstand des Verwaltungshandeln
ist und verweist auf das abgestimmte und abzuarbeitende Radverkehrskonzept,
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zu 4.8

so dass beide Antrage nicht erforderlich sind.

Herr Kirsch bekréaftigt, dass die Kapazitaten der Verwaltung bereits ausgeschopft
sind und wirde beide Antrage ablehnen, da sie derzeit zu frih sind.

Herr Eichert schliel3t sich seinen beiden Vorrednern an.

Herr Jakel halt den Antrag nicht fur erledigt und halt an dem Wunsch auf
Abstimmung des Antrages fest, um zu einem Erkenntnisgewinn zu gelangen. Der
hohe Nutzerbedarf im Stadtzentrum und die bevorstehende Bebauung der
Speicherstadt rechtfertigen eine alsbaldige Vervollstandigung der Unterlagen zu
diesem innerstadtisch wichtigen Wegeabschnitt.

Herr Rubelt verweist ebenfalls auf die Ressourcen von Personal und Finanzen.
Die vorhandene Machbarkeitsstudie nochmals zu durchleuchten, wére nicht
sinnvoll, da diese Verfahrensweise der gefassten Priorisierung widerspreche.

Herr Kuppert zieht den Anderungsantrag der Fraktion DIE aNDERE zuriick, bittet
aber die Prifung der Griinen Welle fur Radfahrer auf der Breiten Stral3e nicht aus
den Augen zu verlieren.

Der Ausschussvorsitzende stellt den unverénderten Antrag 19/SVV/0153 zur
Abstimmung:

Der Oberbirgermeister wird beauftragt, in Ergdnzung der Machbarkeitsstudie
»,Radschnellverbindungen®, DS 15/SVV/0585, eine Konkretisierung zur Schaffung
eines Ful- und Radweges im Bereich zwischen Potsdam-West, Kiewitt und
Speicherstadt/ Hauptbahnhof auf der Nordseite des Bahndamms zu beauftragen.
Ziel ist die aktualisierte Klarung der Trassenfindung und der Umsetzbarkeit sowie
des Finanzbedarfes fur diese ergédnzende wichtige Wegeverbindung abseits der
Stral3enverkehrstrassen.

Die Stadtverordnetenversammlung ist im Mai 2019 Uber die zur Beauftragung der
Machbarkeitsstudie eingeleiteten Schritte zu informieren.

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 2
Ablehnung: 3
Stimmenthaltung: 2

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung, Bauen und Verkehr empfiehlt der

Stadtverordnetenversammlung den Antrag abzulehnen:

Car Sharing Angebot
Vorlage: 19/SVV/0156
Einreicher: Fraktion Bindnis 90/Die Griinen

Frau Hineke bringt den Antrag mit der Erganzung im September 2019 zu
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zu 4.9

zu 4.10

berichten ein.

Herr Niehoff (Bereich Verkehrsentwicklung) berichtet, dass die Landeshauptstadt
Potsdam 2018 ein Standortkonzept fur 6ffentliche Ladeinfrastruktur auf den Weg
gebracht hat, in welches auch der Wunsch nach Ansatzen fir Carsharing-
Standorte eingeflossen ist und Standorte benannt worden sind. Die
Angebotsnachfrage ist bisher gering. Beispielsweise besteht die Nachfrage in
Berlin groRtenteils innerhalb des S-Bahn-Ringes.

Herr Niehoff ergénzt, dass es zur Bevorrechtigung bisher nur das Bundesgesetz
gibt, welches nur fur Bundesfernstraf3en gilt. Man ist im Gesprach und wirbt auch
daftr, dass auf Landesebene die Untersetzung des Gesetzes vorgenommen
wird, so dass die Attraktivitat gesteigert werden konnte.

Herr Eichert stellt den Geschéaftsordnungsantrag, den Antrag ,durch
Verwaltungshandeln erledigt’ zu erklaren.

Frau Hineke stimmt als Antragstellerin zu und bittet die Ausfiihrungen von Herrn
Niehoff in die Niederschrift aufzunehmen.

Gerechtes Parken in Drewitz - Senkung der Kosten fur die
Anwohnerparkkarte

Vorlage: 19/SVV/0163

Einreicher: Fraktionen SPD und CDU/ANW

Vertagt auf die nachste Sitzung — siehe Verstandigung zur Tagesordnung.

Einen dezentralen Wertstoffhof im Potsdamer Norden errichten
Vorlage: 19/SVV/0164

Einreicher: Fraktion Biindnis 90/Die Griinen

KOUL (ff)

Frau Hineke bringt den Antrag der vom Ausschuss fur Klima, Ordnung,
Umweltschutz und landliche Entwicklung gednderten Fassung ein:

,0er Oberblrgermeister wird beauftragt, mégliche Standorte fir die-Errichtung
einens dezentralen Wertstoffhofes im Potsdamer Norden zu untersuchen und
das Ergebnis der Stadtverordnetenversammlung bis zum Dezember 2019

vorzulegen. die-planerischenVoradssetzungen-zu-schaffen-und-sich-als Vertreter

Herr Goetzmann informiert auf Nachfrage, dass dies bereits Gegenstand des
Auftrages an die Verwaltung ist und die Umformulierung im KOUL-Ausschuss
aufgrund des Zusammenhanges mit der Untersuchung Fahrland-West erfolgt ist.
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zu 4.11

zu 4.12

Der Ausschussvorsitzende stellt die gednderte Fassung zur Abstimmung:

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung, Bauen und Verkehr empfiehlt der
Stadtverordnetenversammlung wie folgt zu beschliel3en:

Der Oberbirgermeister wird beauftragt, mdgliche Standorte fir die-Errichtung
einens dezentralen Wertstoffhofes im Potsdamer Norden zu untersuchen und
das Ergebnis der Stadtverordnetenversammlung bis zum Dezember 2019

vorzulegen.die planerischen Voraussetzungen zu-schaffen-und sich-als Vertreter

Abstimmungsergebnis:
Zustimmung: 4
Ablehnung: 0
Stimmenthaltung: 3

Optimierung der FuRgénger Lichtsignalanlage an der Potsdamer Stral3e
-Ruckertstraf3e-HugstralRe

Vorlage: 19/SVV/0171

Einreicher: Fraktion CDU/ANW

KOUL (ff)

Der Ausschussvorsitzende informiert, dass sowohl der Antrag 19/SVV/0171 als
auch der folgende Antrag 19/SVV/0172 nach Berichterstattung im KOUL-
Ausschuss durch den Antragsteller als ,durch Verwaltungshandeln erledigt
erklart worden ist.

Herr Eichert bittet die Verwaltung um eine kurze Information.

Herr Becker (Bereich Verkehr und Technik) berichtet, dass die in Rede stehende
FuRgangerlichtsignalanlage seit Jahren unter besonderer Beobachtung der
Verwaltung steht. Seit Inbetriebnahme wurden, auch aufgrund von
Blrgerhinweisen, diverse MalRhahmen zur Anpassung vorgenommen, sodass
hier kein Unfallschwerpunkt vorliegt. Eine Verbesserung der Verkehrssituation ist
nur noch durch einen Umbau des Knotenpunktes zu erzielen. Entsprechende
Planungen sind ausgel6st. Fur die Haushaltsplanung ab 2020 wurden fiir diese
MalRnahme im investiven Haushalt finanzielle Mittel durch den Fachbereich Grin-
und Verkehrsflachen angemeldet.

Herr Eichert dankt fur die Information und erklart den Antrag_als durch
Verwaltungshandeln erledigt.

Optimierung FuRgéanger-Lichtsignalanlage Drewitzer StralRe - Friedrich-
Wolf-Strale

Vorlage: 19/SvV/0172

Einreicher: Fraktion CDU/ANW

KOUL (ff)
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zu 4.13

Siehe TOP 4.11.

Herr Eichert erklart den Antrag_als durch Verwaltungshandeln erledigt.

Sicherheitsabstand fur Radfahrer/innen
Vorlage: 19/SVV/0186
Einreicher: Fraktion DIE aNDERE

Herr Kuppert bringt den Prifantrag ein.

Herr von Einem (Bereich Verkehrsentwicklung, Radverkehrsbeauftragter) begruf3t
den Antrag und schlégt vor den Punkt 1 zu streichen, da das Thema
Hinweisschilder zum richtigen Uberholabstand im Rahmen der Beschlussfassung
des Radverkehrskonzepts 2017 auf Wunsch der Fraktion DIE aNDERE bereits
gepriift und aufgrund der Ubersichtlichkeit im StraBenraum (Thema Schilderwald)
von der Verwaltung verworfen wurde. Ergdnzend bittet Herr von Einem die
Terminstellung auf November 2019 zu verandern.

Herr Eichert bekréftigt, dass die Sensibilisierung der Verkehrsteilnehmer gut sei
und dem Grundgedanken gefolgt werden kénne.

Frau Hineke regt an auch dafur zu werben, dass das Fahren der
Radfahrer/innen auch am Tage mit Licht erfolgt und stellt den Antrag, dies in den
3. Punkt des Beschlusstextes aufzunehmen.

Herr Kuppert bernimmt flr die antragstellende Fraktion die
Anderungsvorschlage der Verwaltung, lehnt jedoch die von Frau Hiineke
vorgeschlagene Ergénzung ab.

Nach kurzer Diskussion verschiedener Ausschussmitglieder zieht Frau Hiineke
ihren Erganzungsantrag zuriick, so dass der Ausschussvorsitzende folgende
geénderte Fassung zur Abstimmung stellt:

Der Ausschuss fir Stadtentwicklung, Bauen und Verkehr empfiehlt der
Stadtverordnetenversammlung wie folgt zu beschlie3en:

Der Oberburgermeister wird beauftragt zu prifen, ob in Potsdam die folgenden
MalRnahmen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit fir Radfahrer/innen
gegenuber Uberholenden Kraftfahrzeugen umgesetzt werden kénnen:

1. Nutzung der LED-Anzeigetafeln fir Verkehrsmeldungen, um regelmé&Rig auf

Niederschrift der 82. dffentlichen Sitzung des Ausschusses fir Stadtentwicklung, Bauen und Verkehr vom 26.03.2019

Seite: 19/26



zu 4.14

zu 4.15

den notigen Sicherheitsabstand fur Radfahrer/innen hinzuweisen,

2. Werbung fir ausreichenden Seitenabstand zu Radfahrer/innen auf der
Ruckseite einiger Busse des stadtischen Verkehrsbetriebes VIP GmbH und

3. gemeinsame Aktionstage von Polizei und Ordnungsamt, um Autofahrer/innen
Uber die Gefahren von fehlenden Sicherheitsabstadnden aufzuklaren.

Das Prifergebnis soll den Stadtverordneten im Mai-November 2019 vorgelegt
werden.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung: 5
Ablehnung: 0
Stimmenthaltung: 2

StralRensanierungskonzept 2030
Vorlage: 19/SVV/0190

Einreicher: Fraktion AfD

SBV (ff), FA

Ein Vertreter der antragstellenden Fraktion ist nicht anwesend.
Herr _Heuer informiert, dass der Antrag im Finanzausschuss fur ,durch
Verwaltungshandeln erledigt® erklart worden ist und beantragt auch im Ausschuss

fur Stadtentwicklung, Bauen und Verkehr entsprechend zu verfahren.

Der Antrag wird mit 5/0/1 als durch Verwaltungshandeln erledigt erkléart.

Schulstandort Waldstadt-Siid
Vorlage: 19/SVVv/0193
Einreicher: Fraktion DIE LINKE
Aa Fraktion AfD

SBV (ff), B/Sp., KOUL

Herr Jakel bringt den Antrag ein.

Herr Kimmel (Buro fir integrierte stadtische Planungen und Projekte) geht
anhand einer Prasentation (wird der Niederschrift als Anlage beigefugt) auf den
aktuellen Stand der Planung und bittet der neuen Fassung aus dem Ausschuss
fur Bildung und Sport zu folgen:

,Um die geplante Entwicklung des Schulstandortes Waldstadt-Sid unter der
Voraussetzung weiterfiihren zu kénnen, dass das Landschaftsschutzgebiet nicht
einbezogen werden muss, wird der Oberbirgermeister beauftragt zu prifen, ob
fur die vorgesehene Entwicklung von Sportflachen andere Flachen (zum Beispiel
Kulturdeponie) in Anspruch genommen werden kénnen.

Dem Ausschuss fir Stadtentwicklung, Bauen und Verkehr, sowie dem Ausschuss
fur Bildung und Sport ist am 30.04.2019 ein Zwischenbericht zu geben.*
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zu 4.16

Herr Kimmel bestéatigt auf Nachfrage von Herrn Eichert, dass je nach Ausgang
eine der beiden vorgestellten Varianten, die die Vorgaben des MLUL erflillen,
verfolgt wird.

Im Anschluss der folgenden Diskussion wird der Anderungsantrag der Fraktion
AfD zur Abstimmung gestellt: 0/7/0 — damit abgelehnt.

Der Ausschussvorsitzende stellt die neue Fassung des Ausschusses fir Bildung
und Sport zur Abstimmung:

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung, Bauen und Verkehr empfiehlt der
Stadtverordnetenversammlung wie folgt zu beschliel3en:

Um die geplante Entwicklung des Schulstandortes Waldstadt-Sud unter der
Voraussetzung weiterfihren zu kénnen, dass das Landschaftsschutzgebiet
nicht einbezogen werden muss, wird der Oberbirgermeister beauftragt zu
prufen, ob fur die vorgesehene Entwicklung von Sportflachen andere
Flachen (zum Beispiel Kulturdeponie) in Anspruch genommen werden
kénnen.

Dem Ausschuss fur Stadtentwicklung, Bauen und Verkehr, sowie dem
Ausschuss fur Bildung und Sport ist am 30.04.2019 ein Zwischenbericht zu
geben.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung: 5
Ablehnung: 2
Stimmenthaltung: 0

Verkehrsfuhrung Geschwister-Scholl-Str.
Vorlage: 19/SVV/0199
Einreicher: Fraktion CDU/ANW

Herr Eichert bringt den Prifauftrag ein.

Herr Niehoff (Bereich Verkehrsentwicklung) informiert, dass in der
vorangegangenen Betrachtung neben der derzeitigen Einbahnregelung auch die
im Antrag formulierte verkirzte Einbahnregelung und die Anordnung eines
baulich untersetzten Abbiegeverbotes vom Verbindungsweg nach rechts in die
Geschwister-Scholl-Strale einbezogen worden ist. Die ,harte” MaRnahme der
Einbahnlésung Uber die gesamte Wegelange wurde als versuchsweise Lésung
gewahlt, um die Verstol3e gegen diese Losung moglichst gering zu halten und
damit einen gréReren Gewohnungseffekt zu erzielen. Dieser wiirde mit einer
.weicheren“ Lésung, wie die kurze Einbahnstralle bzw. nur ein Abbiegeverbot
erfahrungsgemar nicht in dem erforderlichen Mal3 eintreten. Die Anordnung der
EinbahnstralRe im Verbindungsweg zwischen der Geschwister-Scholl-Stral3e und
der MaybachstralRe ist als Verkehrsversuch bis Ende Juli 2019 vorgesehen. Im
Anschluss daran wird es eine Auswertung der verkehrlichen Wirkung dieser
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zu 4.17

MalRnahme geben. Dabei wird neben der Situation in der Geschwister-Scholl-
Stralle (Verkehrsbelastung, ErschlielBung) auch die Kastanienallee und die
ZeppelinstralRe bewertet. Im Ergebnis wird die Festlegung einer endgultigen
verkehrsorganisatorischen Losung fur die Unterbindung des
Stauausweichverkehrs in der MaybachstraRe — Geschwister-Scholl-Str. erfolgen.

Herr Niehoff fasst auf Nachfragen verschiedener Ausschussmitglieder nochmals
zusammen, dass bereits im Vorfeld geprift worden ist, was die Vorzugsvariante
sei und bestatigt, die Prifung dann auch noch einmal nach Abschluss
vorzunehmen.

Der Ausschussvorsitzende stellt den Antrag zur Abstimmung:

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung, Bauen und Verkehr empfiehlt der
Stadtverordnetenversammlung wie folgt zu beschliel3en:

Der Oberburgermeister moge prifen, ob die Festsetzung der Geschwister-Scholl-
Str. als EinbahnstraRe anstatt ab der Kreuzung Maybachstral3e/Kantstrale, erst
auf der HOhe der Garagen bzw. des Parkplatzes erfolgen kann und die
Festsetzung der Geschwister-Scholl-Str. als EinbahnstraRe von der Kreuzung
MaybachstraRe/KantstraBe bis zu den Garagen/Parkplatz wieder aufgehoben
wird.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung: 4
Ablehnung: 2
Stimmenthaltung: 1

Ruderclub Vineta

Vorlage: 19/SVV/0201

Einreicher: Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
SBV (ff), B/Sp., OBR Neu Fahrland

Frau Wartenberg nimmt das Rederecht fir den Ruderclub Vineta wahr und
informiert zum beabsichtigten Vorhaben im Ortsteil Neu Fahrland. Sie gibt das
Rederecht weiter an Herrn Prof. Brands, welcher mittels einer Prasentation das
Projekt zur Verbesserung des breitensportlichen Angebotes im Ortsteil Neu
Fahrland vorstellt. Herr Prof. Brands richtet die Bitte an die Ausschussmitglieder,
das Vorhaben positiv zu begleiten und zu beférdern.

Frau Hineke bringt folgende neue Fassung ein und begriindet sie:

,Die Stadtverordnetenversammlung moge beschliel3en:

Der Oberburgermeister wird beauftragt, die Voraussetzungen dafiir zu schaffen,
dass im sudlichen Bereich der am Nordufer der Insel Neufahrland gelegenen
Grunflache (Gemarkung Neufahrland, Flur 3, Flurstiick 79) eine Ansiedlung des
Ruderclubs Vineta mdglich wird. Dabei sind folgende Rahmenbedingungen
einzubeziehen: ein einstockiges Bootshaus, das das StrafRenniveau der B2 nicht
mehr als 70 cm Uberschreitet, nicht mehr als ein Drittel der Grunflache einnimmt
und sich durch natirliches Baumaterial in den Naturraum einfiigt. Ebenso wird die
groRtmogliche Erhaltung der Ufervegetation beachtet.
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Daruber hinaus ist ein Vorschlag fur eine Rechtsform mit dem Verein zu
unterbreiten, der angeboten hat, die Pflege der offentlichen Grinflaiche zu
ibernehmen.

Zu beidem ist bis zur SBV-Sitzung am 30.4.2019 ein Verfahrensvorschlag zu
unterbreiten.”

Herr Gessner (Bereich Familie, Freizeit, Sport) informiert, dass das Vorhaben aus
sportfachlicher Sicht winschenswert sei. Derzeit hat der Verein noch keine
Sportstéatte und wenig Mitglieder. In Vorbereitung der Beratung zu diesem Antrag
ist die Verwaltungsmeinung eingeholt worden. Durch den Kommunalen
Immobilien Service ist mitgeteilt worden, dass der Grundstlickstausch derzeit
noch nicht stattgefunden hat, so dass kein Zugriff auf das Grundstiick mdglich
sei. Aus dem Geschaftsbereich Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und Umwelt
wurden denkmalschutzrechtliche Bedenken im Zusammenhang mit dem
Uferschutz gedul3ert und die naturschutzrechtliche Kompensation angemerkt. Der
Ausschuss fur Bildung und Sport hat den Antrag aufgrund der
Eigentumsverhaltnisse zurlickgestellt.

Herr Heuer kann den Antrag grundsatzlich unterstiitzen. Ein Nachdenken uber
die offentliche Nutzung sei sinnvoll. Jedoch dirfe die Nutzung der
planungsrechtlichen Instrumente nicht dazu fuhren, dass es Bauland wird und
verweist hier auf den angesprochenen Grundstuckstausch. Ebenfalls misse die
StralRenbahnflihrung beachtet werden.

Herr Schitt fligt sich dem Vorredner bzgl. der Straldenbahntrasse an und
hinterfragt die vom Antragsteller erbetene Rechtsform. Auch Aussagen zu den
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen werden vermisst.

Herr Eichert erinnert an die bereits in diesem Ausschuss gefiihrte Diskussion im
Zusammenhang mit dem Grundstlickstausch (Tausch eines Baugrundsticks mit
einem nicht bebaubaren Grundstiick). Jetzt dieses nichtbebaubare Grundstlick zu
bebauen wirde einen Prazedenzfall schaffen, der nicht gewollt sein kann. Herr
Eichert fragt, ob dieses Vorhaben mit dem Grundstiickstauschpartner im Vorfeld
thematisiert worden ist.

Frau Huneke geht auf die Ruckfragen ein. Die Einfligung des Vorhabens in die
Umgebung sei durchaus denkbar. Bei der Rechtsform ist ein Vertragsverhaltnis
gemeint.

Frau Dr. Klockow (Ortsvorsteherin Neu Fahrland) informiert, dass der Ortsbeirat
Neu Fahrland lange darliber beraten hat. Grundséatzlich wird seit Jahren durch
den Ortsbeirat die Auffassung vertreten, dass die freien Uferflachen fur die
Offentlichkeit vorgehalten werden sollen. Der angesprochene Grundstiickstausch
basiert auf einem Beschluss von 2006, um dort eine Landschaftsschutzzone
schaffen zu konnen. Sie verweist darauf, dass sich dort zur Zeit der
Persiusbriicke ein naturnahes Biotop befand. 60 T€ sind in den Haushalt
eingestellt worden, mit der Zielstellung, der Offentlichkeit ein ufernahes Erlebnis
zu ermoglichen.
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Herr Goetzmann (Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung) verweist auf
den Querbezug zum Bebauungsplan Nr. 7. Die Flache unmittelbar studlich ist das
Baufeld aus dem Bebauungsplan Nr. 7, welches Gegenstand des
Grundstickstausches ist. Die Bauflache wird bebaut. Der nordliche Teil geht nach
dem Grundstuickstausch, der noch nicht vollzogen ist, in eine 6ffentliche Flache
tber. Der Vollzug des Grundstiickstausches hangt mit der Stral3enbahnfiihrung
zusammen und ist noch nicht erfolgt.

Zu prifen ist auch, ob und in welchem Umfang auch Eingriffe in das
bauplanerische Gerilist des Bebauungsplanes Nr. 7 erforderlich wird und dann
gekoppelt mit dem Bebauungsplan 143. Hinsichtlich der denkmalrechtlichen
Beurteilung dieser Flachen ist festzustellen, dass es sich bei der Verlangerung
der sudlichen Kante des Gutshauses um eine Tabugrenze handelt. Alles Uber
diese Grenze im Norden darf nicht bebaut werden. Schutzgut -
gegenuberliegendes Horn. Sowohl das Gutshaus als auch das Briickenhaus sind
denkmalgeschitzt. Ebenfalls sei zu tberlegen, ob und in wieweit die Steganlage
ein Eingriff in das Schutzgebiet ist (Biotope). Alle diese Rahmenbedingungen sind
zu beachten. Das Bootshaus muss nicht Bauland sein, es kdnnte auch eine
Griunflache mit Sportnutzung werden. Hier gibt es Ausgestaltungsspielraume um
die Differenzierung Bauland oder nicht Bauland vorzunehmen.

Herr Goetzmann informiert abschlieBend, dass dieses Thema nicht Gegenstand
der Diskussion mit dem Grundstiickstauschpartner gewesen ist.

Herr Kirsch stellt den Anderungsantrag zu priifen, ob und wo am Krampnitzsee
die Voraussetzung zur Ansiedlung des Ruderclubs Vineta mdoglich ware (der
konkrete Textlaut liegt nicht vor).

Herr Kirsch spricht sich dafiir aus den Antrag der Fraktion Blindnis 90/Die Griinen
abzulehnen, um den Grundstlickstausch nicht zu gefahrden.

Frau Reimers schlieBt sich dem Vorredner an. Wenn sogar die
Landesdenkmalbehérde eine Bebauung ausschlie3t, ist keine Abstimmung
erforderlich.

Herr Rubelt richtet vor dem Hintergrund der Grundstiickssituation den Appell an
die Ausschussmitglieder ein klares Signal zu geben, um den Vollzug des
Grundstuckstausches zu ermdglichen.

Dies wird von Herrn Eichert bestatigt und spricht sich fiir den Anderungsantrag
von Herrn Kirsch aus.

Frau Hineke stellt den Geschéftsordnungsantrag auf Zurickstellung.
Herr Kirsch spricht dagegen. Dafir niemand.
Der Geschéftsordnungsantrag auf Zurtickstellung wird mit 5/2/0 angenommen.
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zu 4.18

EntwicklungsmalRnahme Krampnitz: Beschluss der Masterplanung
Krampnitz

Vorlage: 19/SVV/0205

Einreicher: Oberbirgermeister, Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung
HA, OBR Fahrland und Neu Fahrland

Herr Goetzmann (Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung) erinnert, dass
die Beratung zur Entwicklung des neuen Stadtteiles sehr zielgerichtet im Forum
Krampnitz gefihrt wird. Der zentrale Beschluss der Masterplanung Krampnitz
sollte jedoch in der formalen Weise durch den Ausschuss fur Stadtentwicklung,
Bauen und Verkehr begleitet werden.

Herr Oberthir (Sanierungstrager Potsdam GmbH) stellt anhand eine Préasentation
die Grundlagenplanung zu den Themen Stadtebau, Freianlagen, Mobilitat,
soziale Infrastruktur und zum angestrebten Nutzungsmix von Wohnen und
Gewerbe vor. Grundlegendes Ziel dabei ist die Schaffung von dringend
bendtigtem neuem Wohnraum fiir Potsdamerinnen und Potsdamer.

So sind im Masterplan sind soziale Infrastruktur und Gewerbeflachen verortet,
Wohntypologien entwickelt und Stral3en- und FreirAume festgehalten, um dem
angestrebten Charakter des Stadtquartiers gerecht zu werden. So sieht der
Masterplan im Bereich der sozialen Infrastruktur die Errichtung von insgesamt
sieben Kindertagesstéatten, zwei Grundschulen, einer weiterfihrenden Schule
sowie die Schaffung ergénzender Angebote wie beispielsweise ein
Stadtteilzentrum vor. Die ersten Einrichtungen sollen mit dem Einzug der ersten
Bewohner im Jahr 2022 6ffnen. Im westlichen Gebiet des Entwicklungsbereiches
soll mit mehreren Nahversorgungseinrichtungen ein lebendiger Stadtplatz fur die
zuklnftigen Bewohnerinnen und Bewohner von Krampnitz entstehen.

Verschiedene Rickfragen der Ausschussmitglieder zu Hohenentwicklung,
Gewerbeflachen und Mobilitat werden durch Herrn Oberthir, Herrn Nicke
(Sanierungstrager Potsdam GmbH) und Herrn Rubelt beantwortet bzw. fiir die
weitere Arbeit mitgenommen.

Frau Huneke stellt den Geschéftsordnungsantrag, die Behandlung heute in erster
Lesung durchzuftihren.

Dagegen spricht Frau Reimers mit Verweis auf die bereit im Forum Krampnitz
erhaltenen Informationen und Mdéglichkeiten zu Nachfragen.

Der Geschéftsordnungsantrag wird abgestimmt: 3/4/0 — damit abgelehnt.

Der Ausschussvorsitzende stellt die Vorlage zur Abstimmung:

Der Ausschuss fir Stadtentwicklung, Bauen und Verkehr empfiehlt der
Stadtverordnetenversammlung wie folgt zu beschliel3en:

Der Masterplan fur die Entwicklungsmallnahme Krampnitz stellt die
Konkretisierung der Entwicklungsziele der ehemals militarisch genutzten
Liegenschaft dar, insbesondere als Grundlage fir die zukinftigen Verfahren
der verbindlichen Bauleitplanung.
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zu 4.19

zu 4.20

Zu b

zu 5.1

ZU 6

Eine aktualisierte  Kosten- und  Finanzierungstbersicht fur das
Treuhandvermoégen der EntwicklungsmalBhahme Krampnitz ist bis Mitte Mai
2019 vorzulegen.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung: 5
Ablehnung: 0
Stimmenthaltung: 2

BE zur sozialen Infrastruktur Krampnitz
(gem. Beschluss zur DS 18/SVV/0702)
Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung

Die Berichterstattung erfolgt im Rahmen der Einbringung der Vorlage im TOP
4.19 und wird zur Kenntnis genommen.

Ferienwohnungen begrenzen

Vorlage: 19/SVV/0107

Einreicher: Oberburgermeister, Fachbereich Soziales und Gesundheit
(Mitteilungsvorlage)

Der Tagesordnungspunkt wird zu Beginn der nachsten Sitzung aufgerufen.

Mitteilungen der Verwaltung

BE zum Prifergebnis: Kiezbad fir den Norden (gemaf Beschluss
18/SVV/0534)
Geschaéftsbereich Jugend, Bildung, Kultur und Sport

Der Tagesordnungspunkt wird vertagt.

Sonstiges
Keine.
Ralf Jakel Viola Kropp
Ausschussvorsitzender Niederschrift
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Anlage 8 - geanderte Fassun

rei sy | Landeshauptstady Flachennutzungsplan-  "waldpark GroRbeerenstraRe"
vu Potsdam Anderun g (03/14)

Stand: 15.03.2019 Blatt 1/7

Flachennutzungsplan (Stand 30.01.2013) Darstellung des Geltungsbereiches

Legende:

Bauflachen
Wohnbauflache W1 (GFZ 0,8 - 1,6)
m Wohnbauflache W 3 (GFZ 0,2 - 0,5)
- Gemischte Bauflache M 1 (GFZ 0,8 - 1,6)
|:| Gemischte Bauflache M 2 (GFZ 0,5 - 0,8)

I sonderbaufiache s
- Gemeinbedarfsflache

Freiflachen, Wasserflachen
‘ ‘ Grinflache

[’:{ Grinzug

== Sportlichen Zwecken dienende
~—  Einrichtungen
Flache far Wald

Verkehr
& | StraBenhauptnetz

Einrichtungen und Anlagen
[ \Verwaltung
£33 sozialeinrichtung
Feuerwehr

@ Zentraler Versorgungsbereich
geman Einzelhandelskonzept

D Stadtgrenze
E Geltungsbereich

Fachbereich Stadtplanung und Stadterneuerung
Bereich Stadtentwicklung

14461 Potsdam
stadtentwicklung@rathaus.potsdam.de
www.potsdam.de/fnp

geanderte Darstellung Mafstab 1:10.000

Hinweis: Bei den geédnderten Darstellungen wird die jeweils aktuelle Kartengrundlage verwendet. Die Anderungen werden bei der néchsten Neubekanntmachung des
Flachennutzungsplanes in die Planzeichnung tbernommen. Der Plan wird dann insgesamt auf die dann aktuelle Kartengrundlage umgestellt.
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ms.m Landeshaupistadt ~ Fl&chennutzungsplan-  "waldpark GroRbeerenstraRe"
w Potsdam Anderun g (03/14)
Stand: 15.03.2019 Blatt 2/7
Begrindung Grundgerust fur die kiinftige stad- sickerung von Niederschlagswas-
tebauliche  Entwicklung Pots- ser vor.
dams.

1. Ziele, Zwecke und we-
sentliche Auswirkungen
der Planung

Das Anderungsgebiet ist im Fla-
chennutzungsplan (FNP) aktuell
als Grunflache dargestellt und
grofltenteils umgeben von Wohn-
bauflachen, Uberwiegend von
solchen der Dichtestufe W 1 (GFZ
0,8 - 1,6). Der Eigentimer der
Flachen beabsichtigt, darauf
Wohnungen zu bauen - unter
Bertcksichtigung der vorhande-
nen Grinstrukturen und der Inte-
ressen des Allgemeinwohls. Die
Freiflachen des ehemaligen ,Sa-
natoriums Dr. Richard Sinn“ wer-
den teilweise als offentliche Grin-
flache ausgestaltet und der Of-
fentlichkeit zuganglich gemacht.

Mit der FNP-Anderung sollen die
bauplanungsrechtlichen Voraus-
setzungen fir die wohnbauliche
Entwicklung des Gebietes vor-
bereitet werden. Die Planande-
rung ist stadtebaulich erforderlich,
um dem stark wachsenden Be-
darf an Wohnungen in der Lan-
deshauptstadt Potsdam kurzfristig
gerecht werden zu kénnen.

Anstatt der bisherigen Nutzungs-
art ,Grunflache® soll zuklnftig
~Wohnbauflache W1 (GFZ 0,8 -
1,6)“ dargestellt werden. Diese
Darstellung entspricht den an-
grenzenden Darstellungen sid-,
west- und nordlich des Plan-
gebietes.

Die Plané&nderung dient der An-
passung an sich geénderte Pla-
nungsziele fir den Geltungsbe-
reich und der stadtebaulich ge-
ordneten Entwicklung der Lan-
deshauptstadt Potsdam. Sie ent-
spricht den grundséatzlichen Ent-
wicklungszielen des wirksamen
FNP. Die beschlossenen Inhalte
des FNP bleiben konsistent und
bilden weiterhin ein tragfahiges

Die Auswirkungen auf die Umwelt
werden im nachfolgenden Um-
weltbericht beschrieben.

2. Umweltbericht

2.1 Rechtsgrundlage

Nach § 2a Nr. 2 Baugesetzbuch
(BauGB) sind im Umweltbericht
die aufgrund der Umweltprifung
nach 8 2 Abs. 4 BauGB und der
Anlage 1 zum BauGB ermittelten
und bewerteten Belange des
Umweltschutzes darzulegen.

2.2 Inhalt und Ziele der FNP-
Anderung

Siehe hierzu Teil 1 der Begrin-
dung.

2.3 FNP-relevante Ziele des
Umweltschutzes

Fur den Planungsraum sind ins-
besondere folgende um-
weltbezogenen Informationen,
Fachplanungen und Rechts-
vorschriften zu bertcksichtigen:

Im Zielkonzept des Landschafts-
plans (Stand: 19.09.2012) ist die
Aufwertung/ Entwicklung von er-
holungsrelevanten Freiflachen
sowie eine Verbesserung der
Erlebbarkeit und Zuganglichkeit
innerstadtischer Freiflachen vor-
gesehen.

GemalR 8§ 1 Bundes-Boden-
schutzgesetz (BBodSchG) sowie
§ la BauGB ist mit Grund und
Boden sparsam und schonend
umzugehen.

§ 54 Abs. 4 Brandenburgisches
Wassergesetz (BbgWG) schreibt
eine grundsatzlich ortsnahe Ver-

Fir Wohnbauflachen ist i.S.v. § 1
Abs. 5 BauGB ein ausreichender
Schallschutz nach DIN 18005 als
Voraussetzung fir gesunde Le-
bensverhaltnisse der Bevolkerung
zu gewahrleisten.

Laut § 15 Bundesnaturschutzge-
setz (BNatSchG) sind Beeintrach-
tigungen von Natur und Land-
schaft zu vermeiden; unvermeid-
bare Beeintrachtigungen sind
durch geeignete MalRnahmen
auszugleichen (Eingriffsrege-
lung); diese Vorschrift ist geman
§ la Abs. 3 BauGB im Bauleit-
planverfahren zu berticksichtigen.

Wild lebende Tier- und Pflanzen-
arten, ihre Lebensstatten und
Biotope sind zu schiitzen (88 37
ff. BNatSchG).

Bei den Flachen im Planungs-
raum handelt es sich gegenwartig
um Wald im Sinne des Waldge-
setzes des Landes Brandenburg
(LWaldG). Wald ist wegen seiner
Bedeutung fur die Umwelt und

wegen seines wirtschaftlichen
Nutzens zu erhalten (8 1
LWaldG).

Auf den dstlich an das Plangebiet
angrenzenden  Grundstucksfla-
chen befinden sich das ehemali-
ge ,Sanatorium Dr. Richard Sinn“
mit Krankenhaustrakten (Haus 1,
Haus 3), Wandelhalle (Haus 2),
Villa (Haus 4), Pfortnerhaus
(Haus 8) und AuRenanlagen,
welche nach § 3 Abs. 1 und 2
Brandenburgisches Denkmal-
schutzgesetz (BbgDSchG) mit
Datum vom 03.03.2010 in die
Denkmalliste des Landes Bran-
denburg eingetragen worden
sind. Bei Planungen sind daher
die Belange des Umgebungs-
schutzes des  benachbarten
Denkmals zu beachten.
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2.4 Bestandsaufnahme des

Umweltzustandes

Im Planungsraum befinden sich
Uberwiegend sandige Bdden oh-
ne Grund- und Stauwasserein-
fluss, welche z.T. durch Ablage-
rungen und bauliche Anlagen
Uberformt sind. Anhaltspunkte fur
eine  Schadstoffbelastung des
Bodens bestehen derzeit nicht.

Der Anderungsbereich ist gepragt
durch gerodete Waldflachen mit
Restbestockungen von naturna-
hen Laubwaldern und Laub-
Nadel-Mischwaldern; diese haben
u.a. Lebensraumfunktion fur ge-
schitzte Vogel und Fledermaus-
arten.

Die Wertigkeit des Landschafts-
bildes ist im Bereich der Ro-
dungsflachen mafig bis gering,
die Erholungsfunktion aufgrund
fehlender Zuganglichkeit der Frei-
flachen stark eingeschrankt. Die
denkmalgerechte Wiederherstel-
lung des — @stlich an den Pla-
nungsraum  angrenzenden —
ehemaligen ,Sanatoriums Dr.
Richard Sinn“ einschliellich der
zugehorigen AufRenanlagen wirkt
sich dagegen positiv auf das
Orts- und Landschaftsbild sowie
die Erholungseignung aus.

Der Planungsraum wird im nordli-
chen Teil vom Verkehrslarm der
GrolRbeerenstralRe beeinflusst.

2.5 Prognose uber die Entwick-
lung des Umweltzustandes

2.5.1 Prognose bei Durchfiihrung
der Planung

Die Durchfihrung der Planung
kann sich auf die Umwelt auswir-
ken:

Bei einer baulichen Entwicklung
im Bereich der bestehenden
Waldflachen sind Neuversiege-
lungen und eine grundlegende
Veranderung der Biotoptypen-

struktur zu erwarten. Eine Verrin-
gerung der Leistungsfahigkeit der
Boden sowie die Beeintréachti-
gung klimatischer  Funktionen
(z.B. Frischluftproduktion, Staub-
filterung) sind moglich. Auch die
Lebensraumfunktion fur beson-
ders geschiitzte Tierarten kann
erheblich betroffen sein.

Glnstig wird sich die Umsetzung
der Planung voraussichtlich auf
das Orts- und Landschaftsbild
auswirken. Die verwilderten Fla-
chen im Planungsraum koénnen
stadtebaulich neu geordnet und
grinordnerisch gestaltet werden.
Der Vorrang der Innenentwick-
lung wird dabei beachtet. Durch
Anlage offentlicher wohnungsna-
her Grinflachen kann auch die
Erholungseignung im Planungs-
raum verbessert werden.

Ob und in welchem Mal3e die
genannten Umweltauswirkungen
eintreten werden, hangt von den
Festsetzungen des fir die Um-
setzung des Flachennutzungs-
planes erforderlichen Bebau-
ungsplans ab. Erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen kénnen
durch entsprechende Festlegun-
gen voraussichtlich weitgehend
vermieden bzw. ausgeglichen
werden.

Fir die Wohnbauflachen kénnen
auch die schalltechnischen Orien-
tierungswerte voraussichtlich ein-
gehalten werden.

2.5.2 Prognose bei Nichtdurch-
fihrung der Planung

Bei Verzicht auf die Anderungs-
planung konnte die erforderliche
stadtebauliche und landschafts-
planerische Qualifizierung ent-
sprechend den Nutzungsanspri-
chen an den Raum nicht erfolgen.
Die ordnungsgemafle Waldbe-
wirtschaftung ware aufgrund der
isolierten Lage und des erhebli-
chen Nutzungsdrucks weiterhin
problematisch; eine Aktivierung

der Waldflachen fir Erholungs-
zwecke, etwa durch eine Wege-
erschlieBung, erscheint unter den
gegebenen Rahmenbedingungen
als unrealistisch.

Luftbild

Biotoptypen- und Landnutzungs-
kartierung

Legende:

|: Gras- und Staudenfiur
- Geholz, Baumgruppe, Laubgeblsch

- Wald, Forst

- Grin- und Freiflache in und auRerhalb von Siedlungen

- Wohnflache

- Industrie-, Gewerbeflache
[ Technische Infrastruktur

[:| Nebenstrale, Weg

|:| Garage, Parkplatz, sonst. Verkehrsflache

[cettungsbereich
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2.6 MalBnahmen zur Vermei-
dung, Verringerung und zum

Ausgleich  der nachteiligen
Auswirkungen
Malnahmen zur Vermeidung,

Verringerung und zum Ausgleich
nachteiliger Auswirkungen wer-
den voraussichtlich vor allem fir
die Umweltglter Boden, Wasser,
Tiere/ Pflanzen, Wald sowie
Mensch/ Menschliche Erholung
erforderlich.

Von besonderer Bedeutung sind
MalRnahmen zur Kompensation
zusatzlicher  Bodenversiegelun-
gen, die auRerhalb des Ande-
rungsbereiches, aber im selben
Naturraum auf verfigbaren Kom-
pensationsflachen durchzufuhren
sind. Vor Ort sind Versiegelungen
durch den Einsatz wasser- und
luftdurchlassiger Belage zu mini-
mieren.

Anfallendes Regenwasser ist o6rt-
lich, z.B. Uber ein Mulden-
Rigolen-System, zu versickern.

Ebenso sind MaBnahmen des
Waldausgleichs (ebenfalls nur
auRerhalb des Anderungsbe-
reichs realisierbar) sowie Malf3-
nahmen des besonderen Arten-
schutzes zu ergreifen. Wertbe-
stimmender Baumbestand ist —
soweit maglich — zu erhalten.

Zur Sicherung der wohnungs-
nahen Freiraumversorgung sind
in ausreichender GroRRe oOffentli-
che Grunflachen vorzusehen, die
gleichzeitig auch klimatische
Ausgleichsfunktionen tberneh-
men kénnen.

Wohngebaude sind durch schall-
technische MalRnahmen vor ver-
kehrsbedingten Larmimmissionen
zu schitzen.

Wegen des Generalisierungs-
grades des Flachennutzungs-
plans kénnen Art und Umfang der
MalRnahmen zur Vermeidung,

Verringerung und zum Ausgleich
nachteiliger Umweltauswirkungen
erst auf der nachfolgenden Pla-
nungsebene festgelegt werden.

2.7 Darstellung von Alternati-
ven

Als Planungsalternative wurde die
Beibehaltung der Grinflachen-
darstellung, d.h. der Verzicht auf
die Flachennutzungsplan-Ande-
rung, in Betracht gezogen. Dies
wurde nicht weiter verfolgt, weil
die stadtebaulich gebotene In-
nenentwicklung zur Deckung des
Wohnbauflachenbedarfs sonst
nicht erfolgen koénnte. Fir die
siedlungsnahe  Freiraumversor-
gung steht das 0&stlich angren-
zende Waldgebiet der Parforce-
heide zur Verfigung. Die konkre-
te Abgrenzung von Baugebieten
und vor Ort erforderlichen woh-
nungsnahen Grinflachen erfolgt
auf der nachfolgenden Planungs-
ebene unter Beriicksichtigung der
stadtebaulichen, landschaftspla-
nerischen und umweltbezogenen
Belange.

2.8 Verfahren der Umweltpri-
fung

Die Ermittlung der Umweltbelan-
ge erfolgte durch die Auswertung
des Landschaftsplans, des Larm-
aktionsplans, des Altlasten- und
Altlastenverdachtsflachenkatas-

ters, der Denkmalliste des Lan-
des Brandenburg, des stadti-
schen Umweltmonitorings sowie
auf der Grundlage von Informati-
onen der unteren Forstbehdrde.

Das Ergebnis der Umweltprifung
ist in der Abwagung zu bertck-
sichtigen.

2.9 MaRnahmen zur Uberwa-
chung

Die MaRnahmen zur Uberwa-
chung der erheblichen Umwelt-
auswirkungen, die aufgrund die-
ser Flachennutzungsplan-

Anderung eintreten kénnen, wer-
den — soweit erforderlich — im
Rahmen der konkretisierenden
verbindlichen Bauleitplanung
festgelegt.

3. Anderweitige Planungs-
maoglichkeiten

Das Wohnungsbauvorhaben hat
Eingang in die Analyse ,Woh-
nungsbaupotenziale Potsdam®
gefunden (Stand: Fortschreibung
Juni 2017). Dadurch ist dokumen-
tiert, dass das Plangebiet grund-
satzlich ein potenzieller Woh-
nungsbaustandort ist.

Das Plangebiet ist einer von vie-
len Standorten, der fir Woh-
nungsbau geeignet und in der
Analyse erfasst ist. Fir andere
Standorte besteht teilwiese sogar
bereits Baurecht, teilweise muss-
ten fur den Bau keine Freiflachen
in Anspruch genommen werden.
Problematisch ist jedoch, dass
viele Standorte trotz dieser giins-
tigen Voraussetzungen dennoch
aus rechtlichen oder sonstigen
Grinden nicht oder nicht unmit-
telbar zur Verfugung stehen und
nicht kurzfristig aktivierbar sind.
Bei dem Plangebiet handelt sich
dagegen um einen Standort, der
unmittelbar verfigbar ist und
schnell entwickelt bzw. erweitert
werden kann. Im Plangebiet ist
eine stadtebaulich sinnvolle In-
nenentwicklung maéglich.

Angesichts dessen wurden vor
dem Hintergrund des hohen Be-
darfs an Wohnraum im Planver-
fahren keine Alternativstandorte
untersucht.
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4. Abwagung — Konfliktbe-
waltigung und -transfer

Auf Ebene der Flachennutzungs-
planung sind insbesondere fol-
gende Belange abwégungsrele-
vant: die Schaffung dringend be-
notigten Wohnraums und die
Wohnbedirfnisse der Bevolke-
rung sowie die Belange des Um-
weltschutzes, einschliellich des
Naturschutzes und der Land-
schaftspflege und in diesem Zu-
sammenhang auch die Darstel-
lungen des Landschaftsplans.

Die Belange des Naturschutzes
und der Landschaftspflege wer-
den im Rahmen des Verfahrens
fur den vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan Nr. 33 "Waldpark
Grol3beerenstralie” ebenen-
spezifisch genauer untersucht
und bericksichtigt. Nach vorlaufi-
gen Erkenntnissen kdnnen bei
Durchfuhrung der festgesetzten
Vermeidungs- und Verminde-
rungsmafBnahmen  Beeintrachti-
gungen verringert bzw. vermie-
den werden. Die verbleibenden
unvermeidbaren Beeintrachtigun-
gen werden durch naturschutz-
rechtliche Ausgleichs- und Er-
satzmalRnahmen innerhalb und
auRRerhalb des Geltungsbereiches
vollstandig im raumlichen und
funktionalen Zusammenhang
kompensiert. Die nachteiligen
Wirkungen der Waldumwandlung
fur die Schutz- und Erholungs-
funktionen des Waldes kénnen
durch Erstaufforstung einer FIla-
che im selben Naturraum ausge-
glichen werden.

Hinsichtlich des Artenschutzes
lassen die bisherigen Kartie-
rungsergebnisse die Schlussfol-
gerung zu, dass bei Durchfiihrung
von entsprechenden MalRBhahmen
die Vorschriften fur besonders
geschitzte Tierarten nach § 44
Abs. 1 Satz 1 und 3 BNatSchG
eingehalten werden kénnen bzw.
dass eine ,Ausnahmelage” oder

.Befreiungslage® durch geeignete
Maflinahmen geschaffen und in

Anspruch genommen werden
kann.
Ein Konflikt besteht zwischen

Zielen der FNP-Anderung und

Zielen des Landschaftsplans.
Einer aktuellen Konfliktanalyse
zufolge (Landschaftsplan-

Anderung zu Flachennutzungs-
plan-Anderung ,Waldpark GroR-
beerenstralRe® (03/14), Ergén-
zung Tab. 17, Lfd. Nr. 28, Stand:
02.02.2018) wurden fur die Ent-
wicklung von Wohnbauflachen an
der GroRRbeerenstraBe (Vorha-
benbezogener B-Plan Nr. 33)
wiederbewaldete, vormals parkar-
tig angelegte Freiflachen des
ehemaligen Lazaretts mit 6kolo-
gischer Ausgleichsfunktion und
hohem Potential fiir die Naherho-
lung (derzeit jedoch nicht zugéng-
lich) in Anspruch genommen.

Aus Sicht der Landschaftspla-
nung sollte deswegen zugunsten
der Herstellung einer grof3en,
wohnungsnahen Grinanlage in
zentraler Lage eines bisher nur
mafig mit offentlichem Griin ver-
sorgten Stadtraums auf eine voll-
standige Inanspruchnahme der
Flachen fur Wohnungsbauzwecke
verzichtet werden.

Empfohlen wird die Ricknahme
der Bauflachen zugunsten der
Schaffung einer groRRen, offentli-
chen wohnungsnahen Grinanla-

ge.

Diese Argumente und Ziele sind
auch aus Sicht der Flachennut-
zungsplanung  nachvollziehbar.
Der bislang wirksame Flachen-
nutzungsplan teilte diese Ziele.

Der weiter stark zunehmende
Bedarf an geeigneten, schnell
entwickelbaren Flachen fur Woh-
nungsbau hat jedoch zu den ver-
anderten Planungszielen fir das
Plangebiet gefihrt. Eine erforder-
liche schnelle Aktivierung ist an
anderer Stelle nicht mdglich. Im
Plangebiet ist eine stadtebaulich
sinnvolle Innenentwicklung maog-

lich (vgl. dazu auch die Ausfih-
rungen unter 3.).

Im Ergebnis ist auf der Ebene der
Flachennutzungsplanung die
Schaffung dringend bendtigten
Wohnraums und der Belang der
Wohnbedirfnisse der Bevolke-
rung hoher zu gewichten als die
Belange des Natur- und Land-
schaftsschutzes und die Ziele des
Landschaftsplanes.

Den genannten Zielen des Land-
schaftsplans wird auf der Ebene
der Bebauungsplanung Rech-
nung getragen: Es wird eine
7.960 gm grofe offentliche Grin-
fliche (Parkanlage) festgesetzt.
Dadurch werden die Flachen fur
die Offentlichkeit zuganglich und
fur die Naherholung nutzbar.

Fur die siedlungsnahe Freiraum-
versorgung steht zudem das 6st-
lich angrenzende Waldgebiet der
Parforceheide zur Verfugung.

5. Verfahren

Der Flachennutzungsplan wird im
Parallelverfahren nach § 8 Abs. 3
BauGB zur Aufstellung des vor-
habenbezogenen Bebauungspla-
nes Nr. 33 "Waldpark Grol3bee-
renstra3e" geandert.

Ziel des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes ist ebenfalls die
Entwicklung eines Wohnbaustan-
dortes.

Die mit der Inanspruchnahme
bisheriger ~Waldflachen i.S.d.
Landeswaldgesetztes zur Bau-
landentwicklung verbundene
Waldumwandlung wird im Rah-
men des Bebauungsplanverfah-
rens abschlieRend geregelt.

Einzelheiten zum zeitlichen Ver-
fahrensablauf kénnen den Ver-
fahrensvermerken entnommen
werden (siehe unten).
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Kartengrundlagen

Flachennutzungsplan (Stand
30.01.2013):

DTK25 © GeoBasis-DE/
LGB 2008

geanderte Darstellung:
DTK25 © GeoBasis-DE/
LGB 2017

Lage des Anderungsbereiches:
Geodaten: © GeoBasis-DE/
LGB 2018

Darstellung des Geltungs-
bereiches:

DTK25 © GeoBasis-DE/
LGB 2017

Luftbild:
Luftbild 2015 © GeoBasis-De/
LGB

Biotoptypen- und Landnutzungs-
kartierung

DTK25 © GeoBasis-DE/

LGB 2017

Luftbild Umwelt Planung GmbH,
2017: Biotoptypen- und Landnut-
zungskartierung — Stand 2016,
erstellt im Rahmen des Umwelt-
monitorings der Landeshaupt-
stadt Potsdam
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VERFAHRENSVERMERKE
Die Verfahrensvermerke werden im Laufe des Verfahrens erganzt.

I Anderung des FNP

Aufstellungsbeschluss 02.04.2014
Bekanntmachung 30.04.2014
Il Frihzeitige Beteiligung

Bekanntmachung 30.04.2014

Fruhzeitige Beteiligung der Offentlichkeit sowie
der Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange

Il Férmliche Beteiligung

09.05.-12.06.2014
08.05.-12.06.2014

Beschluss der Offentlichkeitsbeteiligung
Bekanntmachung

Formliche Beteiligung der Offentlichkeit sowie

der Behodrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
Erneute formliche Beteiligung der Offentlichkeit

Potsdam, den ..............oeene Siegel der
Stadt Potsdam

02.05.2018
31.05.2018

11.06.-13.07.2018
01.02.-13.03.2019

Andreas Goetzmann
Fachbereichsleiter
Stadtplanung und
Stadterneuerung

IV Beschluss und Genehmigung der Anderung des FNP (Stand: 01.11.2018)

Beschluss des FNP durch die Stadtverordnetenversammliung
(mit abschlieRender Abwagung der Stellungnahmen zum FNP)

Potsdam, den ....................... Siegel der
Stadt Potsdam

Genehmigung des FNP durch das Ministerium fir
Infrastruktur und Landesplanung (MIL)

Potsdam, den ..............c..eee Siegel des MIL

Bekanntmachung der Genehmigung
gemal § 6 BauGB
Amtsblatt Nr. Nummer und Jahr

Potsdam, den ....................... Siegel der
Stadt Potsdam

Datum

Mike Schubert
Oberbirgermeister

Datum

Datum

Mike Schubert
Oberbirgermeister




Anlage 2 — gednderte Fassung

Kurzeinfihrung

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 33 “Waldpark GroRbeerenstraBe“ sowie
Flachennutzungsplan-Anderung ‘“Waldpark GroRbeerenstraRe“ (03/14)

Abwagungs- und Satzungs- sowie Feststellungsbeschluss

Anlass flr die vorliegende Beschlussvorlage

Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 02.05.2018 den
Auslegungsbeschluss zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 33 ,Waldpark
GroRbeerenstralRe“ sowie zur Flachennutzungsplan-Anderung ,Waldpark GroRbeerenstrale*
(03/14) (DS 18/SVV/0250) gefasst.

Gegenstand der Planungen ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen fir
die Realisierung eines neuen Wohngebiets mit 12 Mehrfamilienhdusern und einer
offentlichen Grinflache mit der ,Zweckbestimmung Park® und einer Durchwegung fir die
Allgemeinheit.

Die ErschlieBung des Plangebiets erfolgt ausschlie3lich durch private Verkehrsflachen, mit
einer Anbindung an die GroBbeerenstrale.

Darstellung der Ergebnisse aus den bisherigen Verfahrensschritten
und Empfehlung der Verwaltung

Zusammenfassung der Ergebnisse aus der Offentlichkeitsbeteiligung

Die Beteiligung der Offentlichkeit zum Bebauungsplan sowie zur Flachennutzungsplan-
Anderung erfolgte in der Zeit vom 11.06.2018 bis zum 13.07.2018.

Es gingen keine Stellungnahmen ein.

Aufgrund eines fehlerhaften Hinweises in der Bekanntmachung vom 31.05.2018 wurde die
Bekanntmachung und die Offentliche Auslegung des Entwurfs der Flachennutzungsplan-
Anderung in der Zeit vom 01.02.2019 bis zum 13.03.2019 wiederholt.

Es gingen keine Stellungnahmen ein.

Zusammenfassung der Ergebnisse aus der formlichen
Behordenbeteiligung

Die férmliche Beteiligung der Behtdrden und sonstigen Trager offentlicher Belange erfolgte in
der Zeit vom 11.06.2018 bis zum 13.07.2018. 4 Trager oOffentlicher Belange haben der
Planung zugestimmt. Bei den Tragern oOffentlicher Belange, die sich nicht gedul3ert haben,
wird davon ausgegangen, dass sie der Planung zustimmen.

Es gingen zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan insgesamt 8 Stellungnahmen ein. Die
AuRerungen bezogen sich im Wesentlichen auf die Anforderungen zur Abarbeitung des
Naturschutzrechts im Zuge der Bauleitplanung, der Angabe zur Hohe der fehlenden
Sicherheitsleistungen in den Unterlagen zur forstrechtlichen Qualifizierung des
Bebauungsplans fur die Durchfiihrung der Maf3nahmen zur Waldumwandlung, die
Eintragung eines Leitungsrechts zugunsten von Anlagen der Telekom Deutschland GmbH im
Bereich der privaten Verkehrsflache sowie Hinweise zur Planzeichnung und Begrindung.



Die Stellungnahmen wurden geprift und sind soweit erforderlich in den Abwagungsprozess
einbezogen worden.

Zur Flachennutzungsplan-Anderung gingen ebenfalls 8 Stellungnahmen ein. Sie bezogen
sich im Wesentlichen auf die oben genannten Belange, die auch zum Vorhabenbezogenen
Bebauungsplan genannt wurden. Die Stellungnahmen waren nur zur Kenntnis zu nehmen,
weil sie auf der FNP-Ebene nicht relevant waren, sondern den Vorhabenbezogenen
Bebauungsplan oder nachgelagerte Genehmigungsverfahren betrafen.

Stellungnahme der Verwaltung zu den wahrend der Behdrdenbeteiligung
eingegangenen Stellungnahmen

— Nach Prifung der abzuwagenden naturschutzrechtlichen Belange hat sich ergeben,
dass die Eingriffsermittlung als auch die Regelungen zu den Ausgleichsmal3nahmen
innerhalb und aufRerhalb des Plangebiets den fachlichen Anforderungen und
Grundsatzen der gebotenen Abwéagung entsprechen. Es besteht somit kein
Erfordernis zur Plananderung.

— Die Angaben zur Hohe der Sicherheitsleistungen flr die Durchfihrung der
Malnahmen zur Waldumwandlung sind in die Unterlagen zur forstrechtlichen
Quialifizierung des Bebauungsplans aufgenommen worden.

— Der Anregung, im Bereich der privaten Verkehrsflachen ein Leitungsrecht zugunsten
der Telekom Deutschland GmbH festzusetzen, wurde nicht gefolgt. Eine
entsprechende Festsetzung ist entbehrlich, da alle Belange der medientechnischen
Versorgung im Durchfiihrungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan
[siehe Kapitel G] hinreichend geregelt sind. Der Vorhabentréger verpflichtet sich
darin, alle fur die Ver- und Entsorgung erforderlichen medientechnischen Anlagen
herzustellen.

— Die Begriindung und Planzeichnung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans
wurden punktuell redaktionell angepasst.

Hinweis zum Durchfihrungsvertrag

Seit August 2018 liegt der Durchfiihrungsvertrag des vorhabenbezogenen Bebauungsplans
unterschrieben vor. Zentrale Regelungsgegenstande dieses Vertrages sind die
Vorhabenplanung, die Herstellung der éffentlichen Grunflache und deren Ubertragung an die
Stadt, die Durchfiihrung des Genehmigungsverfahrens zur Waldumwandlung fur Teilflachen
im Geltungsbereich, die Kosteniibernahme entsprechend der Richtlinie zur
Kostenbeteiligung bei der Baulandentwicklung sowie die Durchfiihrungsfristen zur
Realisierung des Vorhabens.

Eine erganzende Vereinbarung zur Schaffung von mietpreis- und belegungsgebundenen
Wohnraum entsprechend dem Ergebnis des gerichtlichen Vergleichs liegt zwischenzeitlich
vor.

Empfehlung der Verwaltung

Sofern dem Abwagungsvorschlag der Verwaltung gefolgt wird, kann der Satzungsbeschluss
zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 33 ,Waldpark GrofRbeerenstralle” gefasst, der
dazugehdorige Vorhaben- und ErschlieRungsplan bestatigt und die Begriindung zum
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan gebilligt werden sowie die Flachennutzungsplan-
Anderung ,Waldpark GroRbeerenstralle“ (03/14) beschlossen und die Begriindung gebilligt
werden.
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m?m‘ Stadtverordnetenversammlung |:| Erq:
—7; der rganzungsantrag
v Landeshauptstadt 19/SVV/0038
Potsdam [] Neue Fassung
Xl offentlich
Einreicher: Ortsbeirat Golm
Betreff: Masterplan Grin fir Golm - Griine Freirdume - Griine Architektur - Griine Mobilitat

Erstellungsdatum 04.04.2019

Eingang 922:
Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung
Datum der Sitzung Gremium
09.04.2019 Ausschuss fiur Stadtentwicklung,Bauen,Verkehr X

Anderungs-/Erganzungsvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung mége beschlieBen:

Far den Ortsteil Golm werden folgende Themen bei der Fortschreibung eines integrierten
Stadtentwicklungskonzeptes (INSEK) und bei der Fortschreibung des MaBnahmeplanes Golm
berlcksichtigt:

Vernetzte grine Strukturen (Grinflachen, Freiflachen, Biotope, StraBengriin, naturnah Sport- und
Bewegungsachsen, Lehrpfad/-garten), griine Architektur, vornehmlich 6ffentliche Gebaude, (begrinte
Fassaden, Dacher, Solar- und Regenwassernutzung) und griine Mobilitdt (OPNV, Rad - / FuBwege,
Elektromobilitat). Es wird geprift, inwieweit Férdermittel aus dem Bund-Lander- Programm ,Zukunft
Stadtgrin" u.a. hierflr in Anspruch genommen werden kdnnen.

Bei der Aufstellung/Anderung von Bebauungspldnen im Ortsteil Golm sollen die genannten Ziele durch
geeignete planerische Festsetzungen gesichert werden, sofern dies nach Stand der bauleitplanerischen
Abwagung vertretbar und planungsrechtlich méglich ist.

gez. Dr. Saskia Ludwig,
Ortsvorsteherin

Unterschrift




Anderungsvorschlag der Verwaltung zum Antrag 18/SVV/0876 Aufstellung von
Bebauungsplanen fir die Brandenburger Vorstadt

1. Der Oberblrgermeister wird beauftragt, zusammenfassend darzustellen, inwiefern das
vorhandene bau- und planungsrechtliche Instrumentarium geeignet ist, eine geordnete
stadtebauliche Entwicklung in der Brandenburger Vorstadt sicherzustellen und kinftige
stadtebauliche Fehlentwicklungen zu vermeiden.

2. Daruber hinaus ist zu Uberprifen, ob die Aufstellung von Bebauungsplanen fur
Teilbereiche der Brandenburger Vorstadt eher geeignet sein kann, um unangemessene
Verdichtung zu steuern. Zu diesem Zweck soll dargestellt werden, welche Méglichkeiten die
Aufstellung eines bestandssichernden Bebauungsplans fiur Teilbereiche bietet und welcher
Aufwand mit der Erstellung verbunden ist. Dabei ist insbesondere zu prifen, welche
Risiken (v.a. Entschadigungsanspriche) auf die Stadt zu kommen kodnnten, wenn
bestehende Baurechte gemall § 34 BauGB durch die Bauleitplanung eingeschrankt
werden.

3. Im Rahmen einer nachhaltigen Innenentwicklung ist darauf hin zu wirken, dass der
Stellplatzbedarf fir KFZ und Fahrrader, der durch den Neubau von Wohnraum entsteht, in
Zukunft vollstandig auf dem jeweiligen Baugrundstiick nachgewiesen werden kann. Dabei
ist die Praxis Ablosungen vom Bedarf an Stellplatzen gemaf Stellplatzsatzung zu gestatten
zu hinterfragen.

Erganzende Informationen

Die Entwicklung der Brandenburger Vorstadt ist in Teilen von einer relativ hohen Bebauungsdichte
in den Blockinnenbereichen, in Teilen von grol3eren Griunstrukturen im Inneren gepragt. In den
dichter bebauten Teilbereichen sind bereits Tendenzen einer baulichen Uberpragung der
besonderen stadtebaulichen Eigenart des Gebiets durch Nachverdichtungen erkennbar. Zur
Klarung der planungsrechtlichen Steuerungsmdglichkeiten soll das vorhandene bau- und
planungsrechtliche Instrumentarium geprift werden, insbesondere die planungsrechtliche
Beurteilung nach 8§ 34 BauGB, das Abstandsflachenrecht nach BrbBauO sowie die hier geltenden
kommunalen Satzungen (v.a. Erhaltungssatzung, Gestaltungssatzung, Stellplatzsatzung).

Der beschriebene Klarungsprozess soll dazu beitragen, fur die unterschiedlich stadtebaulich
gepragten Teilflachen einen differenzierten Rahmen fir eine mdgliche Begrenzung der
stadtebaulichen Verdichtung aufzuzeigen, mit dem Zielvorgaben fur die kinftige stadtebauliche
Entwicklung der Brandenburger Vorstadt entwickelt werden kdonnen.

Aufgrund der angespannten Situation auf dem Potsdamer Wohnungsmarkt erscheint es sinnvoll, fir
die kinftige Entwicklung der Brandenburger Vorstadt nicht ausschlie3lich Beschrankungen von
Neubauaktivitaten vorzunehmen. Vielmehr soll geprift werden, ob die Vermeidung einer weiteren
Verdichtung in den bereits stark verdichteten TeilrAumen zielfiihrend ist. Dartber hinaus soll
Uberpruft werden, ob sich an anderen Stellen in der Brandenburger Vorstadt Mdglichkeiten fir eine
behutsame Nachverdichtung ergeben oder ob gerade diese Bereiche als zusammenhangende
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innerstadtische grine Freiradume besonders geschitzt werden missen, da auch dort der
Bebauungsdruck steigt.

Ein wichtiges Element dieser Prufung soll sich der Frage widmen, ob und in welchem Umfang
rechtlich zulassig in geschitzte Eigentumsrechte eingegriffen werden darf.

Auf Grund der bereits angespannten Stellplatz-Situation im o6ffentlichen Raum im Gebiet der
Brandenburger Vorstadt ist eine gesonderte Betrachtung dieser Situation im Zuge der
Uberarbeitung der Stellplatzsatzung erforderlich. Denn mdglicherweise koénnen sich durch die
Erh6hung der erforderlichen Stellplatze beim Wohnungsneubau auch Steuerungsmaoglichkeiten zur
Beschrankung zusatzlicher Nachverdichtungsmoglichkeiten ergeben. Gleichzeitig konnte dazu
beigetragen werden, die Stellplatzsituation insgesamt zu verbessern. Die Vergleichbarkeit mit
Regelungen zum Stellplatznachweis in anderen Teilen der Stadt muss dabei beachtet werden.

01.04.2019



—— [] Anderungsantrag zur Drucksache Nr.
'p-()-rr S m Stadtverordnetenversammliung

\.:/ S:;deshauptstadt |X| Erganzungsantrag 19/SVV/0301
Potsdam [] Neue Fassung
X] offentlich

Einreicher: Fraktion Biindnis 90/Die Griinen

Betreff: Bebauungsplan Nr. 163 "Erich-Weinert-StraBe/Wetzlarer Bahn" und
Flachennutzungsplan-Anderung "Erich-Weinert-StraBe/Wetzlarer Bahn" (24/19),
Aufstellungsbeschluss

Erstellungsdatum 08.04.2019

Eingang 922:
Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung
Datum der Sitzung Gremium
09.04.2019 SBV X
Anderungs-/Erganzungsvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung mége beschlieBen:

Bei allen zukinftigen Planungen zur Nutzung und Weiterentwicklung der Kulturbodendeponie und deren
Umsetzung soll der Erhalt der Alteichen sowie der Griinstrukturen unmittelbar entlang der Bahn und zur
Siedlung ,Erich-Weinert StraBe“ Prioritdt genief3en, insbesondere soweit sie als Biotop geschitzt und
auch naturschutzfachlich wertvoll sind.

Begriindung:

Die Eichen sind von ihrem Alter her (100 Jahre und mehr) ein wertvolles kulturhistorisches Element
Potsdams und der Umgebung der Waldstadt, was aufgrund ihres Zustandes noch lange eine wertvolle
und prégende Rolle mit allen Griinfunktionen in der Umgebung spielen kann.

Die Grunstrukturen entlang der Bahn und zur Siedlung ,Erich-Weinert StraBe“ sollten eine vertragliche
Koexistenz zukinftiger und jetziger Nutzungen ermdglichen. Der Erhalt geschitzter Biotope bedarf
keiner Begrindung.

Die Prioritatssetzung richtet sich nicht gegen Bildung und Sport als wichtige Nutzungsoptionen fiir das

Areal, das Ziel des Antrages besteht darin, von Anfang an die erforderlichen Planungspramissen zu
setzen.

gez. S. Hueneke

Unterschrift




DS 18/SVV/0324 - Sanierungsgebiet im Potsdamer Westen
neue Fassung

Die Stadtverordnetenversammlung mége beschliel3en:
Der Oberblrgermeister wird beauftragt,

1. fur den Stadtteil Brandenburger Vorstadt zwischen Luisenplatz, Zimmerstral3e,
LennéstralRe, Hans-Sachs-StralRe, Geschwister-Scholl-Stral3e, Kastanienallee und
ZeppelinstralRe zu erfassen,

a. welche Bebauung vorhanden ist und im welchem Maf3e nach § 34 BauGB
eine Errichtung weiterer Bauten unter Beriicksichtigung der mdglichen GRZ
und GFZ zulassig ist;

b. ob und in welchem MalRe in diesem Bereich die grundstdndige Sanierung der
Stral3en, der Rohleitungssysteme, der Stra3enbelage- und Profile, der
Bordsteinkanten, FuBwege unter Bertcksichtigung, z.T. Neupflanzung von
gefahrdenden und geféahrdeten Baumbestanden erforderlich ist;

c. ob im Einzelfall stadtebauliches Erbe beispielsweise auch historische Strallen
wie etwa die Lennéstral3e im Bereich von der Hans-Sachs-Straf3e in Richtung
zum Park Sanssouci oder andere Bauten gefahrdet sind.

2. Ein Konzept zu erstellen,

a. bis zu welchem Mal3e die Errichtung weiterer Bauten bzw. eine Verdichtung
mit dem Charakter der vorhandenen Bebauung des Stadtteils noch vereinbar
ist.

b. Aufgrund der nach der derzeitigen Planung der Landesregierung
wegfallenden StraRenausbaubeitrdge die Planung und Zeitrahmen fiir die
unter Ziffer 1.b. ermittelten MalRnhahmen anzupassen sowie im Zuge solcher
Malnahmen die Neuanlage der Stralenbeleuchtung nach historischem
Vorbild mit moderner Beleuchtungstechnik zu prifen.

Unter Beriicksichtigung der Punkte zu Ziffer 1 und 2 wird der Oberbiirgermeister weiterhin
beauftragt zu prifen, mit welchen Instrumenten des Bauordnungs- und Bauplanungsrechts
die Umsetzung der Konzepte erreicht werden kann. Insbesondere ist dabei auch zu prifen,
ob hierzu die Festsetzung von Bebauungsplanen oder eines Sanierungsgebietes erforderlich
sind.

Der Stadtverordnetenversammlung ist im Dezember 2019 ein Zwischenbericht zu erstatten.
Soweit sich im Rahmen der Prifung ergibt, dass einzelne Malihahmen etwa zur
Verhinderung einer zu starken Verdichtung durch Neubauten, die den baulichen Charakter
des Stadtteils gefahrden wiirden, etwa durch die Anpassung der Stellplatzsatzung oder
anderer bereits bestehender Satzungen kurzfristig umgesetzt werden kann, sollen diese
Malnahmen auch vor Abschluss der Priifung umgesetzt werden.



[ ] Anderungsantrag zur Drucksache Nr.

‘p—o'Tsm Stadtverordnetenversammlung )

w Eggscjjeasrzauptstadt E E;izn;:;]jj:gtrag 19/SVV/0303
X] offentlich

Einreicher:  Fraktion DIE aNDERE

Betreff: Bebauungsplan Nr. 119 "Medienstadt", Auslegungsbeschluss sowie Auslegung der

Flachennutzungsplan-Anderung "Medienstadt" (22/17)

Erstellungsdatum 09.04.2019

Eingang 922:
Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung
Datum der Sitzung Gremium
09.04..2019 Ausschuss fur SBV X
08.05.2019 Stadtverordnetenversammlung X

Anderungs-/Erganzungsvorschlag:
Die Ds 19/SVV/0303 wird wie folgt ergénzt:

4. In den weiteren Planungen sind die folgenden Punkte zu beriicksichtigen und dazu ggf. die
Planungsunterlagen anzupassen:

a) Die Baugrenze entlang der GroR3beerenstralRe wird zurlickgesetzt. Orientierung ist die Bebauung im
westlich anschlieenden Teil der GroRbeerenstralle.

b) Die Flucht entlang der Geb&aude ohne die Ausbuchtungen ist maf3geblich. Der gewonnene
Strallenraum kommt Fu3- und Radwegen und den im stadtebaulichen Konzept vorgesehenen
Baumplanzungen (Seite 197) zugute.

c) Zur Parkanlage im nordlichen Teil werden von der Marlene-Dietrich-Stral3e aus 2 ¢ffentliche
FuRwege mit in die Planung aufgenommen. Ein Weg soll so angelegt sein, dass Rettungsfahrzeuge die
Parkanlage (mit Spielplatz) erreichen kdénnen.

d) Der bestehende Ful3- und Radweg von der Stral3e "An der Sandscholle” zur Grol3beerenstralie bleibt
erhalten und wird nicht in eine Grunflache umgewandelt.

Begrindung: erfolgt mundlich

gez. Katharina Tietz und André Tomczak
Fraktionsvorsitzende




Antrag 18/SVvV/0876 09.04.2019
geédnderte Fassung

Betreff:
Aufstellung von Bebauungsplanen fur die Brandenburger Vorstadt

Einreicher:
Fraktion DIE LINKE

Die Stadtverordnetenversammlung moége beschliel3en:

1.

Der Oberbirgermeister wird beauftragt, zusammenfassend darzustellen, inwiefern das
vorhandene bau- und planungsrechtliche Instrumentarium geeignet ist, eine geordnete
stadtebauliche Entwicklung in der Brandenburger Vorstadt sicherzustellen und kinftige
stadtebauliche Fehlentwicklungen zu vermeiden.

2.

Darlber hinaus ist zu Uberprifen, ob die Aufstellung von Bebauungspléanen fir Teilbereiche
der Brandenburger Vorstadt eher geeignet sein kann, um unangemessene Verdichtung zu
vermeiden. Zu diesem Zweck soll dargestellt werden, welche Mdglichkeiten die Aufstellung
eines bestandssichernden Bebauungsplans fir Teilbereiche bietet und welcher Aufwand mit
der Erstellung verbunden istt Dabei ist zu prifen, welche Risiken
(Entschadigungsanspriche) auf die Stadt zu kommen kdnnten wenn bestehende Baurechte
gemal § 34 BauGB durch die Bauleitplanung eingeschrankt werden.

3.

Im Rahmen einer nachhaltigen Innenentwicklung ist darauf hin zu wirken, dass der
Stellplatzbedarf fir KFZ und Fahrrader, der durch den Neubau von Wohnraum entsteht, in
Zukunft vollstdndig auf dem jeweiligen Baugrundstiick nachgewiesen wird. Dabei ist die
Praxis Ablosungen vom Bedarf an Stellplatzen gemal Stellplatzsatzung zu gestatten hier
nicht mehr anzuwenden.



18/SVV/0876

Begriindung:

Die Brandenburger Vorstadt ist in Teilen von einer hohen Bebauungsdichte in den
Blockinnenbereichen, in anderen Teilen auch von grof3eren Grunstrukturen im Innern
gepragt. In den dichter bebauten Teilbereichen sind bereits Tendenzen einer baulichen
Uberpragung der besonderen stadtebaulichen Eigenart des Gebietes durch
Nachverdichtungen erkennbar. Durch Nachverdichtung in dicht bebauten Bereichen kam es
wiederholt zur Beeintrachtigung von Nachbarschaftsinteressen und zu Zuspitzungen des
Uberaus angespannten Fehlbedarfs an Stellplatzen fur KFZ in dem Stadtteil.

Zur Klarung der planungsrechtlichen Steuerungsmaoglichkeiten soll das vorhandene bau- und
planungsrechtliche Instrumentarium geprift werden, insbesondere die Beurteilung nach § 34
BauGB, das Abstandsflachenrecht nach BrbBauO sowie die hier geltenden kommunalen
Satzungen (Erhaltungssatzung, Gestaltungssatzung, Stellplatzsatzung). Der
Klarungsprozess soll dazu beitragen, fur die unterschiedlich stadtebaulich gepragten
Teilflachen einen differenzierten Rahmen fir eine mdégliche Begrenzung der stadtebaulichen
Verdichtung aufzuzeigen, mit dem Zielvorgaben fiir eine kiinftige stadtebauliche Entwicklung
der Brandenburger Vorstadt entwickelt werden kénnen. Es ist unter Einbeziehung der
Bewohner und der Eigentimer zu priifen ob sich an anderen Stellen Mdéglichkeiten fiir eine
behutsame Nachverdichtung ergeben oder ob gerade diese Bereiche als
zusammenhangende innerstadtische griine Freirdume besonders geschiitzt werden missen,
da auch hier der Bebauungsdruck steigt.

Auf Grund der bereits angespannten Stellplatz-Situation im &éffentlichen Raum im Gebiet der
Brandenburger Vorstadt ist eine gesonderte Betrachtung im Zuge der Uberarbeitung der
Stellplatzsatzung erforderlich. Méglicherweise kdnnen sich durch die Erhéhung der Anzahl
der erforderlichen Stellplatze beim Wohnungsneubau auch Steuerungsmdglichkeiten zur
Beschrankung zusétzlicher Nachverdichtungsmdglichkeiten ergeben und dies dazu
beitragen, die Stellplatzsituation insgesamt zu verbessern.

Erste Prufergebnisse und Vorschlage sind dem SBV-Ausschuf3 bis Oktober 2019
vorzustellen.

Ralf Jakel



	Anlage  1 Niederschrift der Sitzung vom 26.03.2019
	Anlage  2 DS 18-SVV-0989 - Anlage 8 - geänderte Fassung vom 15.03.2019
	Anlage  3 DS 18-SVV-0989 - Anlage 2 - geänderte Fassung vom 15.03.2019
	Anlage  4 Äa OBR Golm vom 28.03.2019 zur DS 19-SVV-0038
	Anlage  5 Antr.Aufst. BPe Brb.Vorstadt 18-SVV-0876-Ä-Vorschl.Verw
	Anlage  6 EA B90-Gr. - Kulturbodendeponie 19_0301
	Anlage  7 neue Fassung DS 18SVV0324 - Sanierungsgebiet im Potsdamer Westen
	Anlage  8 EA 19 DIE aNDERE 0303 B-Plan Medienstadt
	Anlage  9 geä. Fassung Antrag DIE LINKE 18 SVV 0876 Brandenburger Vorstadt

